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ERSTER TEIL 

Allgemeine Überlegungen 


1. Gegenstand dieser Mitteilung ist die Aufstellung 
der Nahrungsmittelhilfeprogramme 1978 für 
Getreide, Magermilchpulver und Butteröl. Die 
Gesamtmengen, deren Aufteilung vorgeschlagen 
wird, entsprechen: 

— bei Getreide und Bütteröl den vom Rat im 
Entwurf des Haushaltsplans 1978 veran- 
schlagten Mengen in Höhe von 720 500 t (Mit- 
telansatz 144,58 Millionen RE zu Inlandsprei- 
sen) und 45 000 t (Mittelansatz 159,00 Mil- 
lionen RE zu Inlandspreisen); 

— • bei Magermilchpulver den in dem von der 
Kommission übermittelten Haushaltsvorent- 
wurf veranschlagten Mengen in Höhe von 
150 000 t (Mittelansatz 189,20 Millionen RE 
zu Inlandspreisen), da der vom Rat aufge- 
stellte Entwurf des Haushaltsplans in Erwar- 
tung eines später zu fassenden Beschlusses 
nur den Vermerk „zur Erinnerung" enthält. 
Im Hinblick auf diesen Beschluß übermittelt 
die Kommission gleichzeitig eine Mitteilung 
an den Rat. 


^) Außerdem werden Vorschläge über die Verwendung 
der aus den früheren Programmen verfügbare Reser- 
ven gemacht. 


2. In bezug auf die Nahrungsmittelhilfe in Form 
von Getreide legt die Kommission Wert darauf, 
erneut die Vorschläge zu unterbreiten, die sie im 
Zusammenhang mit dem Haushaltsplan gemacht 
hat, nämlich: 

a) den Anteil der Gemeinschaftsaktionen auf 
60 Vo (56 Vo im Jahr 1977) der internationan- 
len Verpflichtung der Gemeinschaft und der 
Mitgliedstaaten zu erhöhen, d. h. auf 752 000 t. 
Dies würde dem Grundsatz der zunehmenden 
Vergemeinschaftung der Hilfe entsprechen, 
auf den die Kommission sehr großen Wert 
legt, vor allem weil dies der Festigung der 
Gemeinschaft beiträgt und den immer zahl- 
reicher werdenden Appellen entspricht, die 
an die Gemeinschaft gerichtet werden; 


2) Dieser Grundsatz wurde bisher in der Praxis wie folgt 
angewandt: 


Mengen für Gemeinschaftsaktionen: 


1968/69: 301 000 t (30 «/o) 
1969/70: 336 900 t (32,5 «/o) 
1970/71: 353 140 t (35 «/o) 
1971/72; 414 000 t (40 o/o) 


1972/73: 464 000 t (40 o/o) 
1973/74: 580 000 t (45 o/o) 
1974/75: 634 500 t (50 o/o) 
1975/76: 708 000 t (55 o/o) 
1976/77: 720 500 t (56 o/o) 
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b) die frühere Menge um 363 000 t für Gemein- 
schaftsaktionen zu erhöhen, um so dies von 
der Welternährungskonferenz festgesetzte 
Ziel einer Nahrungsmittelhilfe in Höhe von 
10 Millionen t zu erreichen und den wachsen- 
den Bedarf der Entwicklungsländer zu dek- 
ken ^), der in dem Rat am 1. Juni 1977 von der 
Kommission übermittelten Dokument „Die 
Nahrungsmittelsituation in den Entwicklungs- 
ländern — Derzeitige Lage und voraussicht- 
liche Entwicklung" aufgezeigt wurde. Bei 
dieser Gelegenheit wird daran erinnert, daß 
der Rat auf der Grundlage dieses Dokuments 
über die Höhe der Nahrungsmittelhilfe der 
Gemeinschaft für die nächsten drei Jahre 
beschließen müßte (mindestens 1 650 000 t, 
höchstens 2 500 000 t), wobei die Erhöhung 
dieser Menge grundsätzlich von den meisten 
Mitgliedstaaten befürwortet wird, während 
nur zwei noch ihre Auffassung mitteilen müs- 
sen. Die Kommission macht darauf aufmerk- 
sam, daß angesichts der fortgeschrittenen 
Phase der Verhandlungen über ein neues 
Nahrungsmittelhilfe-Ubereinkommen, das am 
1. Juli 1978 in Kraft treten soll, ein Beschluß 
in dieser Angelegenheit so rasch wie möglich 
gefaßt werden muß; 

c) nach Befürwortung dieser für 1978 vorge- 
schlagenen Erhöhungen würde die Kommis- 
sion dem Rat unverzüglich einen ergänzenden 
Vorschlag über die Aufteilung der zusätzli- 
chen Mengen übermitteln. 

3. Um die Verabschiedung der Programme vor Jah- 
resende und damit eine möglichst vollständige 
Durchführung im Haushaltsjahr 1978 zu ermög- 
lichen, was der internationalen Verpflichtung 
der Gemeinschaft und dem Bemühen entspräche, 
die Hilfe möglichst wirksam zu gestalten, über- 
mittelt die Kommission die drei Programme für 
1978 bereits im Oktober. Gleichzeitig fordert sie 


Diese Menge ist bisher erst bis zur Höhe von rd. 
9 Millionen t für 1977/78 erreicht (vgl. Anhang III, 
2. Teil). 

2) Der Bedarf der Entwicklungsländer an Getreideein- 
fuhren dürfte 1977/78 infolge des Getreideproduktions- 
rückgangs der einführenden Entwicklungsländer sehr 
hoch sein; diesen Rückgang beziffert die FAO auf rd. 
8 Millionen t. Die gleiche Situation besteht für die 
Länder, die Anträge bei der Gemeinschaft gestellt 
haben und deren Fehlmenge von rd. 17 Millionen t 
im Jahr 1976/77 auf 20 Millionen t im Jahr 1977/78 
gestiegen ist. 

3) Dokument S/851/77 ALIM 31/AGRI 71 


den Rat auf, die Programme bis Ende De- 
zember zu verabschieden, also bis zu dem Zeit- 
punkt, den der Rat selbst in seinem Zeitplan 
festgelegt hat. Daher ist es wünschenswert, daß 
das Europäische Parlament trotz der sehr kurzen 
Frist seine Stellungnahme nach Möglichkeit spä- 
testens auf der Dezembertagung abgibt. 

Da die Kommission die Programme vorzeitig 
übermittelt, werden die Anträge wahrscheinlich 
danach gestellt. Sie können während der Erörte- 
rung des Programms in den zuständigen Gremien 
gestellt werden. Aus diesem Grund wurden die 
Reserven höher angesetzt als gewöhnlich. 

4. Bei der Ausarbeitung dieser Programme hat sich 
die Kommission an die in dem Dokument „Skizze 
der Gemeinschaftsaktion von morgen" entworfe- 
nen Leitlinien gehalten und daher die Hilfe auf 
die ärmsten Länder konzentriert. 

Bisher waren das im wesentlichen die Länder, 
deren Bruttosozialprodukt je Einwohner unter 
300 US-Dollar im Jahr lag. Die Kommission 
schlägt in Anlehnung an den Beschluß des Rates 
vom 22. März 1977 vor, diesen Betrag höher an- 
zusetzen, um der Inflation in den Entwicklungs- 
ländern, der absoluten Steigerung ihres Volks- 
einkommens und dem Wertverlust der amerika- 
nischen Währung Rechnung zu tragen. Sie 
schlägt einen Betrag in Höhe von 520 Dollar 
vor, der dem kürzlich von der IDA (Internatio- 
nale Entwicklungsvereinigung) und der amerika- 
nischen Regierung vorgeschlagenen Betrag ent- 
spricht. Dieser Betrag entspricht annähernd dem 
von 540 Dollar, zu dem die Kommission nach 
dem in Fußnote 5 beschriebenen Verfahren ge- 
langt. 

Demgemäß sind die vorgeschlagenen Direkthil- 
fen bei Getreide zu 96 ®/o, bei Magermilchpulver 
zu 93 *^/o und bei Butteröl zu 99 ®/o für die ärmsten 
Länder bestimmt. 


Im Fall von Getreide einschließlich des Programms der 
einzelstaatlichen Aktionen, deren Verbindung mit den 
Gemeinschaftsaktionen im Rahmen der Beratungen der 
zuständigen Gremien des Rates hergestellt werden 
muß. 

3) Als das 300-Dollar-Kriterium zum erstenmal zugrunde 
gelegt wurde (Statistiken von 1972), konnten damit 
62 ®/o der Entwicklungsländer erfaßt werden. Dieser 
Prozentsatz stellte also im Rahmen der Nahrungsmit- 
telhilfepolitik der Gemeinschaft die Gruppe der ärm- 
sten Länder dar. Um den gleichen Prozentsatz der 
ärmsten Länder auf Grund der letzten verfügbaren 
Statistiken (1975) zu erfassen, muß ein Betrag in Höhe 
von 540 Dollar zugrunde gelegt werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 9. November 1977 — 14 — 680 70 — E — Na 20177. 

Die Mitteilung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 20. Oktober 1977 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermit- 
telt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu der genannten Mitteilung ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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5. Die Kommission möchte betonen, daß die in den 
letzten Jahren, insbesondere bei den Program- 
men für 1977, festgestellte Tendenz anhält, nach 
dei die Anträge genaue Angaben über die ge- 
plante Verwendung der Gemeinschaftshilfe ent- 
halten (Verkauf auf dem Markt, spezifische Vor- 
haben für kostenlose Verteilung, Entwicklung 
milchwirtschaftlicher Betriebe [Indien] -), Ver- 
kauf an die milchwirtschaftlichen Betriebe). 
Diese verbesserte Form der Anträge, die dank 
der Antworten der Empfängerländer auf die von 
der Kommission ausgearbeiteten Fragebogen er- 
reicht wurde, ermöglicht eine bessere Verwal- 
tung der Hilfe und einen wirksameren Einsatz, 
da so von vornherein eine Kontrolle über die 
Verwendung der gelieferten Erzeugnisse statt- 
findet. 


Dieses Vorhaben ist Gegenstand einer gesonderten 
Mitteilung. Jedoch wurden die diesbüglichen Grund- 
daten zur Erinnerung in diese Mitteilung einbezogen. 


Angesichts der Beschränkung der verfügbaren Ge- 
samtmittel ermöglicht es diese Verbesserung auch, 
die Verwendung der Lieferungen im Rahmen von 
spezifischen Vorhaben zu bevorzugen. So schlägt 
die Kommission für die Aufteilung der Hilfe in 
Form von Milcherzeugnissen im Falle der spezifi- 
schen Vorhaben eine vollständige Deckung des 
Bedarfs für die meisten Länder vor, da sie es für 
wünschenswert hält, die Bemühungen der Entwick- 
lungsländer um eine konsequente Politik im Bereich 
der Nahrungspflanzen und der Milcherzeugnisse zu 
fördern (vgl. Mitteilung der Kommission an den 
Rat betreffend die neuen Aussichten für die Ge- 
meinschaftshilfe in Form von Milcherzeugnissen so- 
wie die Mitteilung über die Nahrungsmittelhilfe in 
Form von Milcherzeugnissen zugunsten Indiens zur 
Durchführung des Vorhaben „Operation Flood''). 

Dieses neue Konzept stellt eine wesentliche qualita- 
tive Verbesserung dar und dürfte eine Antwort auf 
die Befürchtungen einiger Mitgliedstaaten, des Eu- 
ropäischen Parlaments und des Kontrollausschus- 
ses sein. 
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ZWEITER TEIL 

Nahrungsmittelhilfeprogramm 1978 für Getreide 


I. An die Gemeinschaft gerichtete Anträge auf 
Getreide 

über die an die Gemeinschaft gerichteten Anträge 
auf Lieferung von Getreide im Rahmen des Nah- 
rungsmittelhilfeprogramms 1978 gibt Anhang I einen 
einzelnen Aufschluß; dieser Antrag enthält daneben 
alle Beurteilungselemente sowie die vorgeschlage- 
nen Mengen. Insgesamt wurden 39 Anträge für eine 
Gesamtmenge von 2 650 000 t eingereicht; dies sind 
rd. 500 000 t mehr als 1977. 


II. Analyse der Anträge 


A. Anträge von Ländern 

1. Anträge auf normale Nahrungsmittelhilfe 

Die an die Gemeinschaft gerichteten Anträge kön- 
nen zwei Ziele verfolgen: 

- — entweder Verkauf auf den einheimischen Märk- 
ten zur Deckung des Getreidedefizits der antrag- 
stellenden Länder, wobei der Erlös aus diesem 
Verkauf (Gegenleistung) zur Finanzierung von 
Entwicklungsvorhaben verwendet wird, die von 
der Gemeinschaft gebilligt wurden. Diese Vor- 
haben müssen in der Regel die Landwirtschaft 
(Erzeugung, Lagerung) betreffen und dazu bei- 
tragen, die Nahrungsmittelabhängigkeit der 
Empfängerländer zu verringern. 

— oder unentgeltliche Verteilung, mit der spezi- 
fische Nahrungsmittelversorgungsprojekte zu- 
gunsten von Bevölkerungsgruppen oder Perso- 
nenkreisen, die unter ernsten Ernährungsmän- 
geln leiden, oder zugunsten von Arbeitskräften 
und deren Familienangehörigen (Vorhaben Nah- 
rung/Arbeit) durchgeführt werden können. 

Im Rahmen des vorliegenden Programms wurden 
22 Anträge für den Verkauf des Getreides auf den 
einheimischen Märkten und drei für eine kostenlose 
Verteilung (Lesotho, Äthiopien, Jamaika) einge- 
reicht; die drei übrigen Anträge stellen eine Misch- 
form dar (Tschad, Guinea-Bissau und Säo Tome und 
Principe). 


Die Situation der antragstellenden Länder kann sich 
natürlich zwischen Zeitpunkt der Antragstellung und 
Zeitpunkt der Hilfeleistung ändern; in jedem Fall 
wird die Verwendung der Hilfe in den mit jedem 
Empfängerland vereinbarten Durchführungsbestimmun- 
gen genau präzisiert. 


Im Hinblick auf eine möglichst gerechte Verteilung 
der zur Verfügung stehenden Mengen auf die Län- 
der, die eine normale Nahrungsmittelhilfe beantra- 
gen, wurden die üblichen Kriterien wie Bedarf, Pro- 
Kopf-Einkommen und Zahlungsbilanzsituation zu- 
grunde gelegt. 

ErstesKriterium : DerBedarf (vergleiche 
Anhang I) 

Der Bedarf der antragstellenden Länder wurde an- 
hand der Antworten dieser Länder auf die von der 
Kommission erstellten neuen Vordrucke, die gege- 
benenfalls anhand von Informationen der FAO kor- 
rigiert wurden, ermittelt. 

a) Für die Dauer des Wirtschaftsjahres jedes an- 
tragstellenden Landes wurde der Hilfebedarf be- 
rücksichtigt. Dieser wurde wie folgt ermittelt: 

1. Einfuhrbedarf = Gesamtbedarf des Landes — 
(Erzeugung + Jahresanfangsbestände); 

2. Hilfebedarf = Einfuhrbedarf — vorgesehene 
kommerzielle Einfuhren bzw. bei Nichtvor- 
liegen von Informationen die UMR-Zahl 
(Usual Marketing Requirement) 2) für 1976/77. 

Anhang I gibt außerdem Aufschluß über die be- 
reits geplante Nahrungsmittelhilfe, die im Laufe 
des Wirtschaftsjahrs geliefert werden soll. An- 
hand dieser Daten läßt sich feststellen, inwieweit 
der Hilfebedarf bereits gedeckt ist. 

Unter den Antragstellern haben Ägypten 
(2 500 000 t), Bangladesch (2 000 000t); Sri Lanka 
(950 000 t), Vietnam {825 000 t), Pakistan 

(600 000 t) und Peru (500 000 t) den größten 
Hilfebedarf. 

Der Einfuhrbedarf der Philippinen dürfte dagegen 
in voller Höhe durch kommerzielle Einfuhren 
und der Einfuhrbedarf Indonesiens durch kom- 
merzielle Einfuhren und die bereits geplante 
Nahrungsmittelhilfe gedeckt werden können. Die 
beide genannten Länder scheiden damit aus 
dem Programm 1978 als Empfänger aus. 

Insgesamt spiegeln diese Zahlen eine Verschlech- 
terung der Ernährungssituation bei Getreide in 
den antragstellenden Länder gegenüber dem 
Vorjahr wider (vergleiche Anhang II). Am auf- 
fälligsten ist diese Verschlechterung in Bangla- 
desch, Pakistan, Vietnam und einigen afrikani- 
schen Ländern wie Senegal, Obervolta, Guinea- 
Bissau, Sambia und Ghana. 


2) Kommerzielle Getreideeinfuhren jeder Herkunft, die 
das Land während des Jahres der Lieferung der Hilfe 
aufrechterhalten muß. 
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b) In den Fällen, in denen die Hilfe für eine kosten- 
lose Verteilung bestimmt ist, wurde außerdem 
der Bedarf der geplanten Verteilung errechnet 
(Zahl der Empfänger, Tagesmenge [maximal 
500 g] und Zahl der Rationen). 

Zweites Kriterium: Pro-Kopf-Ein- 
kommen 

Als Pro-Kopf-Einkommen hat die Kommission die 
für das Jahr 1975 von der Weltbank erstellten Zah- 
len verwendet (vgl. Anhang I). 

In fast allen antragstellenden Ländern liegt das 
Pro-Kopf-Einkommen bei 520 US-$ oder darunter; 
eine Ausnahme' bilden Sambia (540 $), Mauritius 
(580 US-§), Peru (810 US-S) und Jamaika (1 290 
US-§). 

Drittes Kriterium; Die Zahlungs- 
bilanzsituation (vgl. Teil 6) 

Die Zahlungsbilanzsituation der antragstellenden 
Länder wurde anhand der Leistungsbilanzsalden 
1976 geprüft^), wie sie vom Internationalen Wäh- 
rungsfonds erstellt wurden (Stand Juli 1977). 

Für jedes Land wurde das Verhältnis zwischen Lei- 
stungsbilanzsaldo und Volumen der Waren- und 
Dienstleistungsausfuhren ermittelt, anhand dessen 
die Antragsteller in zwei Gruppen eingeteilt werden 
können: 

- Länder mit katastrophaler oder prekärer Zah- 
lungsbilanzsituation (Leistungsbilanzdefizit be- 
trägt mindestens 20 Vo der Waren- und Dienst- 
leistungsausfuhren ^) ) ; 

— übrige Länder, also Länder, in denen das Lei- 
stungsbilanzdefizit weniger als 20 Vo beträgt und 
bei denen die Zahlungsbilanzsituation folglich 
als vergleichsweise gut gelten kann. 

Dieser Analyse zufolge herrschen die schwierigsten 
Zahlungsbilanzverhältnisse in folgenden Ländern: 


— Guinea-Bissau: 

-426 Vo 

— Obervolta; 

- 246 o/o 

— Senegal: 

-187 o/o 

— Ägypten: 

-170 o/o 

— Pakistan: 

- 840/0 

— Peru: 

- 68 0/0 


Unter dem Gesichtspunkt der Verschuldung herrsch- 
ten die schwierigsten Finanzverhältnisse in folgen- 
den Ländern: Ägypten mit einem Verhältnis Aus- 
landsschuldendienst zu Waren- und Dienstleistungs- 
ausfuhren von 32 Vo, Peru von 26 Vo, Sudan von 
19 ®/o und Bangladesch von 18 Vo. 


^) Weitere Indikatoren für die Zahlungsbilanzsituation 
(Zahlungsbilanz, Auslandsschuld und Auslandsschul- 
dendienst im Verhältnis zu den Waren- und Dienst- 
leistungsausfuhren) sind in Teil 6 zu finden. 

^) Diese Zahl entspricht dem durchschnittlichen Verhält- 
nis zwischen Leistungsbilanzsaldo und Wert der Wa- 
ren- und Dienstleistungsausfuhren für die 50 in Teil 6 
genannten Länder. 


2. Anträge auf Soforthilfe 

Die Anträge auf Soforthilfe haben in der Regel zum 
Ziel, bestimmten Bevölkerungsteilen, die auf Grund 
von Naturkatastrophen oder vergleichbaren Ereig- 
nissen besonders gefährdet sind, die unerläßliche 
Nahrungsmittelration sicherstellcn zu helfen. Bei 
Erstellung des vorliegenden Programms lagen fünf 
derartige Anträge vor, und zwar von Jordanien, 
Vietnam, Senegal, Gambia und dem Libanon. 

B. Anträge von Organisationen 

Die von Organisationen gestellten Anträge gehen in 
folgende Richtung: 

— Antrag des IKRK: Verwirklichung von Sofort- 
hilfemaßnahmen für Opfer von Konflikten sowie 
normales Hilfeprogramm des IKRK, insbesondere 
zugunsten von Opfern von Konflikten (vgl. An- 
hang IV). 

— Antrag des Catholic Relief Service (CRS); Dek- 
kung des Nahrungsbedarfs von 220 000 Ange- 
hörigen der gefährdetsten Bevölkerungsgruppen 
Chiles. 

— Antrag der UNICEF: Verwirklichung des norma- 
len Programms und des Soforthilfeprogramms der 
UNICEF, die den Nahrungsbedar| gefährdeter 
Bevölkerungsgruppen (Kinder und schwangere 
Frauen) sichern sollen (vgl. Anhang VII). 

— Antrag des UNRWA: Deckung des Nahrungsbe- 
darfs der verschiedenen Gruppen von Palästina- 
Flüchlingen des Nahen Ostens im Rahmen des 
normalen Programms und des Zusatzprogramms 
des UNRWA. 

— Antrag des WEP: Verwirklichung von Entwick- 
lungsvorhaben in den in Anhang VI aufgeführ- 
ten Ländern und Durchführung von Soforthilfe- 
maßnahmen. 

— Antrag der Liga der Rote Kreuz Gesellschaften: 
Durchführung von Soforthilfemaßnahmen, insbe- 
sondere bei Naturkatastrophen, und normales 
Hilfeprogramm (vgl. Anhang V). 


III. Vorschläge der Kommission 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausfüh- 
rungen unterbreitet die Kommission für die Auftei- 
lung der 720 500 t Getreide die im Anhang I ent- 
haltenen Vorschläge; diese betreffen auch die Ein- 
zelheiten der Finanzierung. 


A. Direkthilfe 

1. Normale Hilfe 

— Länder, deren BSP pro Einwohner 520 US-Dollar 
jährlich nicht überschreitet 
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Einige der zu dieser Gruppe gehörenden Länder 
befinden sich in einer katastrophalen oder pre- 
kären Zahlungsbilanzsituation. Bei der Bestim- 
mung der zuzuteilenden Menge wurde diese 
Situation berücksichtigt. Die zugeteilte Menge 
beträgt in der Regel rund 10®/o des Hilfebedarfs 
gegenüber 5 ®/o bei den übrigen Ländern dieser 
Gruppe. Da die insgesamt zur Verfügung stehen- 
den Mengen nicht ausreichen, war es jedoch 
nicht möglich, bei Ländern mit hohem Hilfe- 
bedarf (über 500 000 t) diese Prozentsätze anzu- 
wenden. In diesem Fall mußten die gewählten 
Prozentsätze um die Hälfte verringert werden. 

— Länder, deren BSP pro Einwohner 520 US-Dollar 
jährlich überschreitet 

Auch bei den Ländern dieser Gruppe wurde eine 
katastrophale oder prekäre Zahlungsbilanzsitua- 
tion bei der Zuteilung der Mengen berücksich- 
tigt. Diesen Ländern konnten 5 ®/o des Bedarfs 
gegenüber 2,5 Vo bei den übrigen Ländern zu- 
geteilt werden. Für die Länder mit hohem Hilfe- 
bedarf mußten diese Prozentsätze jedoch aus 
dem eingangs erwähnten Grund um etwa die 
Hälfte verringert werden. 

Wie weiter oben erwähnt, stellen diese Prozent- 
sätze keine absolute Regel dar, sondern wurden mit 
einer gewissen Flexibilität gehandhabt; so wurde 
insbesondere bei sehr armen Ländern oder bei An- 
trägen über geringe Mengen von dieser Prozent- 
regel abgewichen. 


2. Soforthilfe 

Hier wurde generell und unabhängig vom Pro-Kopf- 
Einkommen eine Zuteilung in Höhe von 10®/o des 
Hilfebedarfs vorgesehen (maximaler Prozentsatz für 
normale Hilfe zugunsten der ärmsten Länder). 

Die normale Direkthilfe und die Soforthilfe belau- 
fen sich zusammen auf 507 800 Tonnen oder 78 ®/o 
der bereitgestellten gesamten Hilfe (Gesamtmenge 
abzüglich der allgemeiner Reserve). Bevorzugt be- 
rücksichtigt werden die ärmsten Länder, die 96®/o 
der Hilfe erhalten. 


B. Indirekte Hilfe 

Es handelt sich um Hilfeaktionen, die über inter- 
nationale Organisationen wie WEP, IKRK, Liga der 
RKG, UNICEF, UNRWA und CRS abgewickelt wer- 
den. Diese Hilfe beläuft sich auf 141 500 Tonnen 
oder 22 ®/o der zugeteilten gesamten Hilfe und ent- 
spricht damit weitgehend der 1977 geleisteten Hilfe. 

1. Maßnahmen zugunsten des WEP 

Die Menge von 55 000 t — gleiche Menge wie 
1977 — wurde zwischen der Kommission und dem 
WEP ausgehandelt. Dieses Volumen wurde insbe- 
sondere unter Berücksichtigung des Bedarfs des 
WEP sowie des bei der Gemeinschaft angemelde- 
ten Direkthilfebedarfs festgelegt. 


Die Kommission ersucht den Rat, zusammen mit 
dem Programm der Gemeinschaft auch über die Zu- 
teilung der bewilligten Menge zu beschließen (vgl. 
Anhang VI). 

Bezüglich dieser Zuteilungen ist das gleiche Ver-. 
fahren zu wählen, das im Programm 1977 für Milch- 
erzeugnisse erläutert wurde ^): 

Richtsatzverteilung nach Ländern und Ermächti- 
gung der Kommission, diese Verteilung für die 
Durchführung von normalen Maßnahmen oder 
Dringlichkeitsmaßnahmen zu ändern, wobei für die 
Aufnahme neuer Empfänger jedoch die Genehmi- 
gung des Rates notwendig wäre (außer für Sofort- 
hilfemaßnahmen, die nach den vom Rat beschlos- 
senen ad-hoc-Verfahren zu beschließen sind). Für 
diese Soforthilfemaßnahmen sowie für unvorherge- 
sehene Fälle wird eine Reserve von 15 000 t vor- 
geschlagen, die für Vorhaben zugunsten von Län- 
dern des Verzeichnisses in Anhang VI verwendet 
wird, falls sie nicht bis Ende des Haushaltsjahres 
für die genannten Zwecke verwendet wird. 

2. Maßnahmen zugunsten der UNICEF und des 
IKRK 

Die Kommission empfiehlt die gleichen Modalitä- 
ten, wie sie im Programm 1977 festgelegt wurden, 
nämlich: 

— Aufteilung nach Richtsätzen für die einzelnen 
Länder (vgl. Anhänge IV und VII) und Ermäch- 
tigung der Kommission zur Änderung dieser 
Aufteilung; 

— Erstellung einer Reserve für Soforthilfemaßnah- 
men und unvorhergesehene Aktionen, die die 
Kommission im Rahmen einer Höchstmenge 
von 1 000 t Getreideprodukten beschließen 
würde (diese Höchstmenge gilt natürlich nicht, 
wenn die unvorhergesehenen Aktionen die in 
der Liste bereits genannten Länder betreffen). 

3. Maßnahmen zugunsten der Liga der Rotkreuz- 
gesellschaften 

Die Kommission schlägt die gleichen Modalitäten 
vor, wie sie für die UNICEF und das IKRK vorge- 
sehen sind. 


C. Allgemeine Reserve 

Hierfür ist eine Menge von 71 200 t vorgesehen, 
die für Notstandssituationen sowie für Maßnahmen 
bestimmt ist, die die Kommission zugunsten von 
Ländern vorschlagen wird, die vor Verabschiedung 
des Programms durch den Rat noch Anträge ein- 
reichen. 

In diesem Zusammenhang wird daran erinnert, daß 
die Geberländer gemäß den Verpflichtungen, die 


1) Dok. KOM (77) 161 endgültig vom 5. Mai 1977, Teil 
zwei, III B 1 

2) einschließlich Liefermodalitäten 
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sie auf der KI WZ übernommen und auf der 3. Ta- 
gung des Welternährungsrates bestätigt haben, dem 
WEP die Produktmengen anzugeben haben, aus de- 
nen ein Beitrag zur internationalen Reserve für 
Notstandsaktionen bestritten werden könnte. Dem 
WEP ist daher mitzuteilen, daß die Gemeinschaft 
über die 15 000 t hinaus, deren Zuteilung für die 
Soforthilfemaßnahmen der WEP vorgeschlagen 
wird, im Rahmen ihrer allgemeinen Reserve einen 
Beitrag für Notstandsaktionen von der internatio- 


nalen Reserve von 500 000 t leisten kann, wobei 
die Gemeinschaft von Fall zu Fall die ihr am ge- 
eignesten erscheinenden Verfahren beschließt. 

Außerdem ist zu betonen, daß zu diesem Beitrag 
noch die Maßnahmen hinzuzurechnen sind, die über 
andere internationale Organisationen abgewickelt 
werden, für die ebenfalls besondere Notstands- 
reserven vorgesehen worden sind (IKRK: 1 500 t, 
LICROSS: 600 t, UNICEF: 1 500 t). 
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Anhang I 




Basisdaten des Nahrungsmittelhilfeprogramms für Getreide 




Beantragte 
Mengen 
(Getreide 
Wert, 
Brutto) 
in t 

Geplante Verwendung 


Land oder Organisation 

BSP/E. 1975 

V oder UV 

(UV : Bedarf : Zahl der 
Begünstigten X Getreide- 
ration 500 g/Tag maximal) 

Wirtschaftsjahr 


I. Normale Hilfe 

A. Länder mit einem BSP <C 520 US-Dollar 


1. Mit katastrophaler oder prekärer Zahlungsbilanzsituation 

(Zuteilung rd. 10 ®/o des Hilfebedarfs außer bei großem Bedarf [rd. 5 Vo]) 


Bangladesch (110) 

200 000 

V 

Komoren (260) 

11 500 

V 

Ägypten (310) 

200 000 

V 

Pakistan (140) 

500 000 

V 

Tschad (120) : 

12 900 

V= 12 000 t 

UV = 900 t 

Bedarf UV = 730 t 

18 000 Schüler 

19 500 Mütter 

Guinea-Bissau (150) 

48 200 

V = 38 200 t 

UV= 10 000 t 

Bedarf UV == 22 500 t 

125 000 Empfänger 
(Kinder, Mütter, 

Kranke) 

Lesotho (180) 

3 645 

UV 

Bedarf UV = 12 600 t 

Food for Work 

28 000 Arbeitskräfte 
und Familienangehöri- 
ge = 140 000 Empfän- 
ger 

Dauer: sechs Monate 

Sudan (290) 

20 000 

V 


1. Juli 1977 

30. Juni 1978 

1. April 1977 

31. März 1978 

1. Januar 1978 
31. Dezember 1978 

l.Mai 1977 

30. April 1978 

1. September 1977 

31, August 1978 


1. November 1977 
31. Oktober 1978 


1. November 1977 
31. Oktober 1978 


1. Juli 1977 
30. Juni 1978 


0 50 t aus Reserve 1977 und 4 950 t aus Reserve 1976 

2) Die Kommission sdilägt außerdem vor, diesem Land die aus der Reserve 1977 verfügbaren Mengen (gegenwärtig 
48 000 t) zuzuweisen. 
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1 


Getreide- 

bedarf 

insgesamt 


Ermittlung des Bedarfs (V + UV) in t 
2 I 3 = (1 bis 2) I 4 | 5 = (3 bis 4) 


An Ort und 
Stelle verfüg- 
bare Mengen 
Jahresanfangs- 
beständige und 
Erzeugung 


Einfuhrbedarf 


Vorgesehene 
kommerz. Ein- 
fuhren oder 
UMR’) 1976/77 


Hilfebedarf 


6 


in t 


Bereits 

geplante Hilfe 


1977 zugeteilte 
Mengen 


Vorschläge 1978 
Menge und 
Finanzierungs- 
modalitäten *) 


1 4 700 000 1 2 395 000 2 305 000 295 750 2 009 250 991 040 


24 750 


4 100 


20 650 


20 650 


nur Weizen 

4 500 000 2 000 000 *) 2 500 000 


9 500 000 
645 500 


8 800 000 700 000 


nur Weizen 
100 000 600 000 


570/ 

600 000 


48/ 

75 000 


8 000 


37/ 

67 000 


142 000 


61 000 81 000 5 600*) 75 400 


440 000 245 000 195 000 180 000 


15 000 


45 000 
32 500 


3 800 


130 


2 923 000 2 691 000 232 000 147 000 85 000 45 000 


insgesamt 271 000 


100 000 120 000DEB 


(5 000)^) 5 000 


100 000 62 0002)EMB 


25 000 30 000 EMB 


— V 2 800 

UV 700 RD 


3 000 UV 7 500 DEB 


130 1 500RD 


3 500 8 500 EMB 
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Beantragte 
Mengen 
(Getreide 
Wert, 
Brutto) 
in t 

Geplante Verwendung 


Land oder Organisation 

BSP/E. 1975 

V oder UV 

(UV ; Bedarf ; Zahl der 
Begünstigten X Getreide- 
ralion 500 g/Tag maximal) 

Wirtschaftsjahr 

Philippinen (370) 

25 000 

V 

1 . Januar 1978 

31. Dezember 1978 

Obervolta (90) 

50 800 

V 

1. November 1977 
31. Oktober 1978 

Jemen (Volksrepublik) (240) 

10 000 

V 

1. April 1977 
' 31. März 1978 

Zaire (150) 

20 000 

V 

1. Februar 1977 

31. Januar 1978 

Kap Verde (120) 

40 000 

V 

1. September 1977 
31. August 1978 

Honduras (350) 

7 500 

V 

1. September 1977 
31 . August 1978 

2. übrige Länder 

(Zuteilung von rd. 5 % des Hilfebedarfs außer bei großem Bedarf [= rd. 2,5 Vo]) 


Guinea (Conakry) (130) 

1 1 1 000 

V 

1 . Januar 1978 . 

31. Dezember 1978 

Sri Lanka (150) 

45 000 

V 

1. Januar 1978 

31. Dezember 1978 

Tansania (170) 

192 000 

V 

1. Juli 1977 

30. Juni 1978 

Jemen (Arabische Republik) (210) 

40 000 

V 

1. April 1977 

31. März 1978 

Ruanda (90) 

3 775 

V 

1 . Januar 1978 

31. Dezember 1978 

Äthiopien (100) 

20 000 

UV 

Bedarf UV = 40 000 t 

400 000 Personen 
(bedürftige Bevölke- 

rungsteile) 

Wollo/Tigrai 

Dauer: zehn Monate 

1. Januar 1978 

31 . Dezember 1978 

Indonesien (180) 

88 000 

V 

1. März 1977 

28. Februar 1978 

Niger (130) 

10 000 

V 

1. November 1977 
31. Oktober 1978 

Ghana (460) 

220 000 

V 

1. Juli 1977 

30. Juni 1978 
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Ermittlung des Bedarfs (V + UV) in t 


in t 

1 i 

1 2 1 

3 = (1 bis 2) 1 

4 1 

5 - (3 bis 4) 1 

6 



Getreide- 

bedarf 

insgesamt 

An Ort und 
Stelle verfüg- 
bare Mengen 
Jahresanfangs- 
beständige und 
Erzeugung 

Einfuhrbedarf 

Vorgesehene 
kommerz. Ein- 
fuhren oder 
UMR *) 1976/77 

Hilfebedarf 

Bereits 

geplante Hilfe 

1977 zugeteilte 
Mengen 

Vorschläge 1978 
Menge und 
Finanzierungs- 
modalitäten *) 


nur Weizen 







640 240 

126 800 

513 440 

580 000*) 

— 

25 000 

7 500 

— 

1 085 500 

937 500 

148 000 

62 500 

85 500 

30 000 


8 500 RD 

262 000 

1 1 8 000 

144 000 

(100 000) 

44 000 

19 000 

6 000 

4 500 EMB 

795 000 

695 000 

100 000 

— 

100 000 . 

(39 000) 

15 000 

10 000 DEB 

73 000 

12 400 

60 600 

9 600 

51 000 

1 600 

8 500 

8 500 DEB 




nur Weizen 





115 000 


115 000 

43 000 

72 000 


1 000 

7 500 EMB 







insgesamt 70 300 

660 000 

575 000 

85 000 

3 200*) 

81 800 

— 

3 500 

4 000 DEB 

1 715 000 


1 200 000 

250 000*) 

950 000 

— 

30 000 

24 000 EMB 


Bedarf: 

„National Milling Corporation" 




392 000 

257 000 

135 000 

41 000*) 

94 000 

70 000 

5 000 

5 000 EMB 



300 000 

164 000*) 

136 000 

6 000 

6 000 

7 000 EMB 

240 000 

220 000 

20 000 

5 400*) 

14 600 

— 

2 500 

2 000 RD 

5 000 000 

4 700 000 

300 000 

100 000 

200 000 

40 500 

2 500 

10 000 DEB 



nur Weizen/Mais 





20 724 000 

18 210 000 

2 514 000 

1 715 328 

798 672 

1 096 464 

10 000 

— 

30 000 

1 830 

28 170 

— 

28 170 

— 


3 000 RD 

866 000 

419 000 

447 000 

180 000 

267 000 

15 000 

8 500 

13 500 EMB 
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Beantragte 
Mengen 
(Getreide 
Wert, 
Brutto) 
in t 

Geplante Verwendung 


Land oder Organisation 

BSP/E. 1975 

V oder uv 

(UV' ; Bedarf : Zahl der 
Begünstigten X Getreide- 
lation 500 g/Tag maximal) 

Wirtschaftsjahr 

Sao Tome und Principe (290) 

1 900 

V == 1 485 

UV =- 415 

Bedarf UV 415 

27 955 Personen 
(Kinder, Greise, 

Kranke) 

1. März 1977 

28. Februar 1978 

B. Länder mit einem BSP > 520 US-Dollar 



1. Mit katastrophaler oder prekärer Zahlungsbilanzsituation 

(Zuteilung von rd. 5 Vo des Hilfebedarfs außer bei großem Bedarf [= rd. 2,5 Vo]) 

insgesamt 10 000 

Peru (810) 

7 500 

V 

1. Juli 1977 

30. Juni 1978 

Jamaika (1 290) 

23 500 

UV 

Bedarf UV - 23 50C 

807 000 Kinder 

65 000 Erwachsene 
(Schwangere usw.) 

1. März 1977 

28. Februar 1978 

2. übrige Länder 




(Zuteilung von rd. 2,5 Vo des Hilfebedarfs außer bei großem Bedarf [rd. 1,5 Vo]) 

insgesamt 9 500 

Mauritius (580) 

10 000 

1 V 

1. Juli 1977 

30. Juni 1978 

Sambia (540) 

7 500 

V 

1. Mai 1977 

30. April 1978 

11. Soforthilfeaktionen 




(Zuteilung von rd, 10 ^/o des Hilfebedarfs) 



insgesamt 141 000 

Jordanien (460) 

51 000 

UV 

Bedarf UV - 51 000 t 

250 000 Palästina- 
Flüchtlinge 

1. Juli 1977 

30. Juni 1978 

Vietnam (160) 

300 000 

UV 

Bedarf UV = 1 500 000 t 

8 422 000 Opfer 

T rockenheit/T aifun 

1. Januar 1978 

31. Dezember 1978 
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Ern 


4- 

111 L 




1 

2 

3 = (1 bis 2) 

4 

5 = (3 bis 4) 

6 



Getreide- 

bedarf 

insgesamt 

An Ort und 
Stelle verfüg- 
bare Mengen 
Jahresanfangs- 
beständige und 
Erzeugung 

Einfuhrbedarf 

Vorgesehene 
kommerz. Ein- 
fuhren oder 
UMR*) 1976/77 

Hilfebedarf 

Bereits 

geplante Hilfe 

1977 zugeteilte 
Mengen 

Vorsdiläge 1978 
Menge und 
Finanzierungs- 
modalitäten •) 

11 000 

500 

10 500 

6 000 

4 500 

2 600 

1 500 

V = 

1 385 

UV - 

415 DEB 

2 549/ 

2 649 000 

1 339 000 

1 210/ 

1 310 000 

790 000 *) 

420/ 

520 000 

20 000 

7 500 

7 500 EMB 

430 000 

10 000 

420 000 

245 000 

175 000 

145 000 


2 500 EMB 

200 000 

1 000 

199 000 

60 000’) 

139 000 

6 500 

3 500 

3 500 EMB 

885 000 

657 000 

228 000 

— 

228 000 

6 000 

6 000 

6 000 EMB 

350 000 

51 000 

299 000 



50 000 

18 000 

25 000 EMB 

11 125 000 

9 300 000 

1 825 000 

1 000 000 

825 000 

— 

30 000 

80 000 DEB 
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Land oder Organisation 

BSP/E. 1975 

Beantragte 
Mengen 
(Getreide 
Wert, 
Brutto) 
in t 

Geplante Verwendung 

Wirtschaftsjahr 

V oder UV 

(UV : Bedarf : Zahl der 
Begünstigten X Getreide- 
ration 500 g/Tag maximal) 

Senegal (370) 

107 000 

V = 7 000 t 

1. November 1977 



UV = 100 000 t 

31. Oktober 1978 



Bedarf UV = 100 000 t 




1 000 000 Opfer 




der Trockenheit 


Gambia (190) 

20 000 

UV 

1. November 1977 



Bedarf UV == 50 000 t 

31. Oktober 1978 



450 000 Opfer 




der Trockenheit 


Libanon ( — ) 

50 000 

UV 

1. September 1977 



Bedarf UV = 55 000 t 

31. August 1978 



300 000 Geschädigte 




und „deplaced per- 




sons" 


Direkte Hilfe insgesamt 


507 800 

IIL Organisationen 



insgesamt 141 500 

IKRK 

17 000 



CRS (Chile) 

40 000 



Liga der RKG 

1 500 



UNICEF 

18 000 



UNRWA 

50 000 



WEP 

55 000 



Reserve 




insgesamt . . . 

2 639 220 




*) EMB 
DEB 
RD 


Finanzierung bis Verschiffungshafen Gemeinschaft 
Finanzierung bis Entladehafen 
Lieferung bis Bestimmungsort 
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Ermittlung des Bedarfs (V + UV) in t 

in t 

1 

2 

3 = (1 bis 2) 

4 

5 - (3 bis 4) 

G 

Getreide- 

bedarf 

insgesamt 

An Ort lind 
Stelle verfüg- 
bare Mengen 
Jahresanfangs- 
beständige und 
Erzeugung 

Einfuhrbedarf 

Vorgesehene 
kommorz. Ein- 
fuhren oder 
UMR ’) 1976/77 

Hilfebedarf 

Bereits 

geplante Hilfe 

1977 zugeleille 
Mengen 

Vorschläge 1978 
Menge und 
Finanzierungs- 
modalitäten *) 

900 000 

400 000 

500 000 

320 000 

180 000 

30 000 

8 000 

18 000 DEB 

60 000 

30 000 

30 000 

3 100*) 

26 900 

— 

— 

3 000 DEB 

545 000 

160 000 

385 000 


385 000 

115 000 

25 000 

15 000 EMB 







i 15 000 

15 000 RD 







15 000 

15 000 DEB 







5 000 

1 500 RD 







15 000 

15 000 RD 







35 000 

40 000 RD 







55 000 

55 000 RD 


71 200 


720 500 
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Anhang 11 


Entwicklung des Getreideeinfuhrbedarfs der antragstellenden Länder 
in den letzten drei Wirtschaftsjahren 


Antragstellende Länder 

Einfuhrbedarf 1 000 t 

1975/76 1 

1976/77 1 

1977/78 

Lateinamerika 

1 810r0 

1 610,0 

1 630 / 1 730,0 

Peru 

1 410,0 

1 210,0 

1 210/ 1 310,0 

Jamaika 

400,0 

400,0 

420,0 

Westafrika 

1804 

397,0 

623,5 

Ghana 

97,7 

260,0 

447,0 

Guinea-Bissau 

30,9 

36,0 

81,0 

Guinea (Conakry) 

44,5 

93,0 

85,0 

Säo Tome und Principe 

7,0 

8,0 

10,5 

Ostafrika und Zentralafrika . . . 

730,0 

974,5 

871,7 

Komoren 

20,0 

20,0 

20,7 

Äthiopien 

92,3 

200,0 

300,0 

Mauritius 

136,0 

130,0 

199,0 

Ruanda 

22,2 

19,5 

20,0 

Sudan 

139,5 

235,0 

232,0 

Zaire 

320,0 

370,0 

100,0 

Australafrika 

4624 

525,0 

558,0 

Lesotho 

136,2 

195,0 

195,0 

Tansania 

181,9 

185,0 

135,0 

Sambia 

144,0 

145,0 

228,0 

Sahel 

593,2 

455,5 

754,2 / 801,2 

Obervolta 

33,5 

32,5 

148,0 

Niger 

130,3 

53,0 

28,2 

Senegal , 

386,5 

297,0 

500,0 

Tschad 

2,1 

36,0 

48 / 75,0 

Gambia 

40,8 

38,0 

30,0 

Naher Osten 

4 918,7 

5 309,0 

5 243,0 

Ägypten 

4 229,5 

4 500,0 

4 500,0 

Jordanien 

290,0 

215,0 

299,0 

Jemen (Arabische Republik) . . . 

311,8 

414,0 

300,0 

Jemen (Volksrepublik) 

87,4 

180,0 

144,0 

Asien 

6 860,8 

7 302,0 

9 057,4 

Bangladesch 

1 362,2 

1 050,0 

2 305,0 

Indonesien 

1 900,0 

2 500,0 

2 514,0 

Pakistan 

1 389,1 

314,0 

700,0 

Philippinen 

600,0 

615,0 

513,4 

Sri Lanka 

1 093,5 

1 473,0 

1 200,0 

Vietnam 

516,0 

1 350,0 

1 825,0 

Sonstige 

671,1 

817,0 

560,6 

Honduras 

102,4 

70,0 

115,0 

Kap Verde 

33,7 

72,0 

60,6 

Libanon 

535,0 

675,0 

385,0 

insgesamt . . . 

16 226,0 

17 390,0 19 298,4/19 445,4 
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Anhang III 


Eniwickiung der beitrage der Geberländer 
zur Getreide-Nahrungsmittelhilfe 


Land 

1976/77 

1977/78 

in 1 000 t 

Argentinien 

23 

23 

Australien 

225 

400 >) 

Kanada 

1 000 

1 000 

EWG 

1 287 

1 287 

Finnland 

33 

14 

Japan 

225 

225 

Norwegen 

20 

— 

Schweden 

93 

75 

Schweiz 

33 

32 

USA 

5 500 

5 900^) 

übrige Länder 

130 

— 

insgesamt . . . 

8 569 

8 956 


Anhaltswert 

Quelle: FAO und Angaben der Geber 


Anhang IV 


Für das Internationale Komitee vom Roten Kreuz 
vorgeschlagene Richtsatzverteilung nach Ländern 
und vorgeschlagene Reserve 


Land 

BSP pro Kopi 
der Bevölke- 
rung 1) 

t 

Bolivien 

(320) 

— 

Botsuana 

(330) 

— 

Chile 

(760) 

1 000 

Cisjordanien- 
Gaza-Sinai 

_ 

3 000 

Äthiopien 

(100) 

1 000 

Haitis) 

(180) 

— 

Jordanien 

(460) 

1 500 

Libanon 

— 

1 700 

Mauretanien 

(310) 

300 

Mosambik 

(150/220)') 

500 

Namibia 

— 

-- 

Panama 

(1 060) 

— 

Philippinen 

(370) 

1 500 

Somalia ^ 

(100) 

1 000 

Thailand 

(350) 

— 

Uruguay 

(1 330) 

— 

Vietnam 

(160) 

1 500 

Jemen (Volksrepublik) 

(240) 

500 

Sambia 

(540) 

— 

Reserve für Sofort- 
hilfeaktionen und un- 
vorhergesehene Aktio- 
nen 


1 500 



15 000 


*) Schätzung der Kommission 

Zahlen 1975 in US-Dollar — Quelle: Weltbank 
Unter dem Vorbehalt, daß es sich um eine eigene 
Aktion des IKRK handelt, die in völliger Autonomie 
gegenüber der Regierung konzipiert und überwacht 
wird. 


17 





Drucksache 8/1166 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Anhang V 


Für die Liga der Rotkreuzgesellschaften 
vorgeschlagene Richtsatzverteilung nach Ländern 
und vorgeschlagene Reserve 


Land 

BSP pro Kopl 
der Bevölke- 
rung 

t 

Kap Verde 

(120) *) 

100 

Ruanda 

(90) 

200 

SaheP) 

— 

300 

Mosambik 

(150/220) *) 


Äthiopien 

(100) 

300 

Somalia 

(100) 

Angola 

— 


Reserve für Sofort- 
hilfeaktionen und un- 
vorhergesehene Aktio- 
nen 


600 



1 500 


*) Schätzung der Kommission 
1) Zahlen 1975 in US-Dollar — Quelle; Weltbank 
-) Gambia, Obervolta, Mali, Mauretanien, Niger, Sene- 
gal und Tschad 
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Anhang VI 


Für das WEP vorgeschlagene Richtsatzverteilung 
nach Ländern und vorgeschlagene Reserve 


Land 2) 

BSP pro Kopf 
der Bevölke- 
rung 1) 

t 

Bolivien 

(320) 

1 500 

Kolumbien 

(550) 

— 

Kuba 

(800) 

— 

Equador 

(550) 

— 

El Salvador 

(450) 

1 500 

Guyana 

(560) 

— 

Jamaika 

(1 290) 

— 

Honduras 

(350) 

— 

Peru 

(810) 

— 

Ägypten 

(310) 

8 000 

Jordanien 

(460) 

— • 

Libanon 

— 

— 

Marokko 

(470) 

— 

Jemen (Volksrepublik) 

(240) 

— 

Sudan 

(290) 

5 000 

Jemen (Arabische 
Republik) 

(210) 

3 000 

Benin 

(140) 

— 

Burundi 

(100) 

2 000 

Kap Verde 

(120)*) 

— 

Kongo 

(500) 

— 

Gambia 

(190) 

— 

Ghana 

(460) 

— 

Zentralafrikanisches 



Reich 

(230) 

350 

Guinea (Conakry) .... 

(130) 

— 

Guinea Bissau 

(150)*) 

— 

Elfenbeinküste 

(500) 

— 

Liberia 

(410) 

— 

Mali 

(90) 

200 

Mauretanien 

(310) 

500 

Niger 

(130) 

— 

Ruanda 

(90) 

350 

Säo Tome 

(290) •) 

— 

Senegal 

(370) 

— 

Sierra Leone 

(200) 

— 

Togo 

(270) 

— 

Obervolta 

(90) 

— 

Angola 

— 

— 

Botsuana 

(330) 

— 

Äthiopien 

(100) 

2 000 


Land 2) 

BSP pro Kopf 
der Bevölke- 
rung 1) 

t 

Lesotho 

(180) 

— 

Madagaskar 

(200) 

— 

Malawi 

(150) 

— 

Mauritius 

(580) 

500 

Somalia 

(100) 

— 

Swaziland 

(470) 

— 

Tansania 

(170) 

— 

Sambia 

(540) 

— 

Mosambik 

(150/220)*) 

— 

Afghanistan 

(130) 

10 000 

Bangladesch 

(110) 

3 800 

Indien 

(150) 

— 

Indonesien 

(180) 

— 

Korea 

(550) 

— 

Malediven 

(100) 

— 

Nepal 

(110) 

1 000 

Pakistan 

(140) 

— 

Philippinen 

(370) 

— 

Vietnam 

(160) 

— 

Sri Lanka 

(150) 

— 

Samoa 

(320) 

50 

Auf die obengenannten 
Länder zu verteilende 
Restmenge 


250 

Reserve für Sofort- 
hilfeaktionen und un- 
vorhergesehene Aktio- 
nen 


15 000 



55 000 


*) Schätzung der Kommission 

Zahlen 1975 in US-Dollar — Quelle: Weltbank 
Diese Liste umfaßt nicht die nachstehenden Länder, 
die nach dem Wunsch des WEP als echte und poten- 
tielle Empfänger betrachtet werden sollten und die die 
Kommission nicht berücksichtigt hat, da das dortige 
BSP pro Kopf der Bevölkerung gegenüber dem Wert 
von 520 Dollar viel zu hoch ist: 

Barbados (1 260 US-|), Brasilien (1010 US-$), Costa 
Rica (910 \JS-$), Mexiko (1 190 US-$), Uruguay (1 330 
US-$), Algerien (780 US-$), Irak (1 280 US-$), Gabun 
(2 240 US-$), Türkei (860 US-S), Fidschi (920 US-$), 
Singapur (2 510 US-$), Guatemala (650 US-$), Nikara- 
gua (720 US-$), Paraguay (570 US-|), Syrien (660 
US-$), Tunesien (760 US-$) und Zypern (1 180 US-S). 
Nicht enthalten in der Liste ist ferner Haiti; der Grund 
hierfür sind die Schwierigkeiten, die die Gemeinschaft 
mit der Regierung Haitis hat, sowie die Tatsache, daß 
die Hilfe des WEP im Gegensatz zu den Hilfeaktionen 
anderer Organisationen vom WEP nicht in eigener 
Regie beschlossen und durchgeführt wird, sondern 
einen Beitrag zu einem von der Regierung durchge- 
führtes Vorhaben darstellt. 
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Anhang VII 


Für die UNICEF vorgeschlagene Richtsatzverteilung 
nach Ländern und vorgeschlagene Reserve 


Land 

BSP pro Kopf 
der Bevölke- 
rung h 

t 

Angola 

(-) 

— 

Burma 

(110) 

— 

Niger 

(130) 

1 000 

Sudan 

(290) 

— 

Vietnam 

(160) 

10 700 

Jemen (Arabische 
Republik) 

(210) 

1 800 

Reserve für Sofort- 
hilfeaktionen und un- 
vorhergesehene Aktio- 



nen 


1 500 



15 000 


Zahlen 1975 in US-Dollar — Quelle: Weltbank 


Anhang VIII 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die gemeinschaftliche Finanzierung 
bestimmter Ausgaben für die Nahrungsmittelhilfe im Rahmen des Programms 1978 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1703/72 
des Rates vom 3. August 1972 zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2052/69 hinsichtlich der ge- 
meinschaftlichen Finanzierung der Ausgaben für 
die Durchführung des Nahrungsmittelhilfe Überein- 
kommens von 1967 und zur Festlegung der Regeln 
über die gemeinschaftliche Finanzierung der Aus- 
gaben für die Durchführung des Nahrungsmittel- 
hilfe Übereinkommens von 1971 ^), insbesondere auf 
Artikel 8 Abs. 1 und Artikel 10 Abs. 1, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in der Erwägung, daß einige Länder und Organi- 
sationen, die im Rahmen des Programms 1978 eine 
Nahrungsmittelhilfe in Form von Getreide erhalten, 
aufgrund ihrer wirtschaftlichen und finanziellen 
Lage Schwierigkeiten haben würden, die Heranfüh- 
rungskosten ab Verschiffungshafen zu übernehmen, 
und daß es daher angebracht ist, daß die Gemein- 
schaft diese Kosten trägt, 

BESCHLIESST: 

Einziger Artikel 

Bei den Nahrungsmittelhilfemaßnahmen, die von 
der Gemeinschaft im Rahmen des Programms 1978 
durchgeführt werden, erstreckt sich die gemein- 

9 ABI. L 180 vom 8. August 1972, S. 1 


schaftliche Finanzierung auch auf die Heranfüh- 
rungs- und Verteilerkosten ab dem Verschiffungs- 
hafen. Dafür gelten folgende Modalitäten: 

— • für Bangladesch, Kap Verde, die Komoren, den 
Catholic Relief Service, Äthiopien, Gambia, 
Guinea-Bissau, Guinea-Conakry, Senegal, Säo 
Tome und Principe, Vietnam und Zaire: Finan- 
zierung der Ausgaben zwischen dem Verschif- 
fungshafen und dem Entladehafen; 

— für Obervolta, Lesotho, Niger, Ruanda, Tschad, 
das Internationale Komitee vom Roten Kreuz, 
die Liga der Rotkreuzgesellschaften und das 
Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen: Finan- 
zierung der Ausgaben zwischen dem Verschif- 
fungshafen und dem Bestimmungsort; 

— für das Welternährungsprogramm und das Hilfs- 
werk der Vereinten Nationen für die Palästina 
Flüchtlinge: Finanzierung der Ausgaben zwi- 
schen dem Verschiffungshafen und dem Bestim- 
mungsort sowie der Verteilungskosten; 

— für die Soforthilfemaßnahmen zu Lasten der Re- 
serve: die Finanzierung kann sich auf die Aus- 
gaben zwischen dem Verschiffungshafen und 
dem Bestimmungsort und die Verteilungskosten 
erstrecken, sofern eine internationale Organi- 
sation die Heranführung der Hilfe übernimmt; 

— die Finanzierung kann vollständig oder teilweise 
in Form eines Pauschalbeitrags erfolgen, wenn 
die mit dem jeweiligen Empfänger festgelegten 
Lieferbedingungen dies vorsehen. 
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DRITTER TEIL 

Nahrungsmittelhilfeprogramm 1978 für Magermilchpulver 


I. An die Gemeinschaft gerichtete Anträge auf 
Magermilchpulver 

Bisher sind insgesamt Anträge in Höhe von rund 
223 000 Tonnen gestellt worden; im einzelnen sind 
die Anträge mit sämtlichen Angaben sowie den 
sonstigen Hauptdaten des Programms in Anhang I 
aufgeführt (geplante Art der Verwendung des 
Magermilchpulvers, Zahl und Eigenschaft der Be- 
günstigten bei sozialen Programmen zur unentgelt- 
lichen Verteilung, Einfuhrbedarf, vorgeschlagene 
Mengen usw.). 

Die endgültige Ziffer wird wahrscheinlich insofern 
noch erheblich höher liegen, als verschiedene Län- 
der erst nach Übermittlung dieser Mitteilung einen 
Antrag stellen dürften. Insgesamt beruht die gegen- 
über 1977 (187 500 t) beantragte Aufstockung der 
Mengen insbesondere auf neuen Anträgen, so Indien 
mit 31 000 t und Nichtregierungsorganisationen mit 
20 000 t usw. 


11. Analyse der Anträge 


A. Anträge von Ländern 

1. Anträge auf normale Nahrungsmittelhilfe 

Diese Anträge haben folgendes Ziel: 

— entweder Verkauf an die Milch- oder Nah- 
rungsmittelindustrie des Landes (Indien, 
Ghana, Jemen, Tansania, Guyana und für 
einen Teil der beantragten Mengen Sri Lanka, 
Sambia, Bangladesch, Ägypten, Sudan, Indo- 
nesien, Guinea-Conakry, Senegal (Klein- 
gewerbe) ; 

— oder unentgeltliche Verteilung (übrige Län- 
der). 

Erstes Kriterium: Bedarf (vgl. Anhang I) 

Der Bedarf wurde folgendermaßen berechnet: 

a) soziale Programme für unentgeltliche Vertei- 
lung 2). 

h Die Situation der antragstellenden Länder kann sich 
natürlich zwischen dem Zeitpunkt der Antragstellung 
und dem Zeitpunkt der Hiifelieferung ändern. In jedem 
Fall wird die Verwendung der Hilfe in den für jedes 
Empfängerland zu erlassenden Durdiführungsbestim- 
mungen genau präzisiert. 

“) Bei Verkäufen an den Endverbraucher konnte die Zahl 
der Verbraucher nicht ermittelt und folglich auch keine 
Bedarfsziffer errechnet werden. Die Zuweisungsvor- 
schläge wurden anhand der früheren Ergebnisse bei 
dieser Verwendungsart aufgestellt. 


Die Angaben über diesen Bedarf wurden anhand 
der Antworten auf die neuen Fragebogen ermit- 
telt, die von der Kommission an die betreffenden 
Länder versandt worden sind, wobei die Zahl 
der Hilfeempfänger und die Jahresration (höch- 
stens 15 kg) zugrunde gelegt wurden. 

Wie aus Anhang I hervorgeht, besteht in folgen- 
den Ländern der größte Bedarf an Programmen 
für unentgeltliche Verteilung: Jamaika (13 140 t), 
Äthiopien (3 000 t), Bangladesch (2 000 t), Indo- 
nesien (2 000 t) und Obervolta (2 000 t). 

b) Verkauf an die Milch- oder Nahrungsmittel- 
industrie 

Der Bedarf für diese Verwendungsart entspricht 
dem nach den Antworten auf den Fragebogen, 
ergänzt durch Angaben aus der Milchpulver-Ein- 
fuhrstatistik, berechneten Einfuhrbedarf. 

Der größte Bedarf besteht hier in folgenden Län- 
dern: Indien (31 000 t), Indonesien (12 800 t), 
Sri Lanka (8 000 t), Ghana (7 020 t), Demokra- 
tische Volksrepublik Jemen (5 000 t), Tansania 
(3 900 t), Sambia (3 500 t). 

Zweites Kriterium: 

Pro-Kopf-Einkommen (vgl. Anhang I) 

In den meisten Ländern, die eine normale Nah- 
rungsmittelhilfe beantragen, beträgt das pro-Kopf- 
Einkommen 520 US-$ oder weniger; Ausnahmen 
bilden Uruguay (1 330 $), Jamaika (1 290 S), Mau- 
ritius (580 S), Guyana (560 S), Antigua (v540 S) und 
Sambia (540 S). 

Drittes Kriterium: 

Zahlungsbilanzsituation (vgl. 6. Teil) 

Die Zahlungsbilanzsituation wurde nach der im 
Getreideprogramm beschriebenen Methode über- 
prüft. 

Am schwierigsten ist die Situation in folgenden 
Ländern; Seychellen (— 446 ®/o), Guinea-Bissau 
(— 426 ®/o), Obervolta (— 246 Vo), Senegal (— 187 ®/o), 
Ägypten (— 170Vo), Äfghanistan (— 63 Vo), wenn 
man von dem Verhältnis zwischen Leistungsbilanz- 
saldo und der Waren- und Dienstleistungsausfuhr 
ausgeht. Betrachtet man ferner das Verhältnis zwi- 
schen dem öffentlichen Schuldendienst und der 
Waren- und Dienstleistungsausfuhr, so ist die Lage 
in folgenden Ländern am schwierigsten: Ägypten 
(32 o/o), Äfghanistan (23 Vo), Sri Lanka (20 «/o), Sudan 
(19 o/o), Bangladesch (18 o/o), Indien (16 o/o), Pakistan 
(15 o/o). 
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2. Anträge auf Soforthilfe 

Diese Anträge haben zum Ziel, durch unentgeltliche 
Verteilung bestimmte Flüchtlingsgruppen (Jorda- 
nien) oder von Dürrekatastrophen betroffene Be- 
völkerungsteile (Vietnam) zu ernähren. 


B. Anträge von Organisationen 

Die von Organisationen ^) gestellten Anträge gehen 

in folgende Richtung: 

— Antrag des WEP: Verwirklichung von Entwick- 
lungsvorhaben in den in Anhang II aufgeführ- 
ten Ländern; 

— Antrag der UNICEF: Verwirklichung des norma- 
len Programms und des Soforthilfeprogramms 
vgl. Anhang III), die den Nahrungsmittelbe- 
darf gefährdeter Bevölkerungsgruppen (Kinder, 
schwangere Frauen) sichern sollen; 

— Antrag des IKRK: Verwirklichung von Sofort- 
hilfemaßnahmen für die Opfer von Konflikten 
und normales Hilfeprogramm des IKRK, insbe- 
sondere zugunsten der Opfer kriegerischer Un- 
ruhen (vgl. Anhang IV); 

— Antrag der Liga der Rotkreuzgesellschaften: So- 
forthilfemaßnahmen insbesondere bei Naturkata- 
strophen, und normales Hilfeprogramm (vgl. An- 
hang V) ; 

— Antrag des UNRWA (Hilfswerk der Vereinten 
Nationen für die Palästina Flüchtlinge im Nahen 
Osten): im Rahmen des Ergänzungsprogramms 
des UNRWA Deckung des Nahrungsmittelbe- 
darfs der Palästina Flüchtlinge im Nahen Osten; 

— Antrag des CRS (Catholic Relief Service) : Beitrag 
zur Ernährung von 220 000 Personen der am mei- 
sten gefährdeten Bevölkerungsgruppen in Chile. 


III. Vorschlag der Kommission 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausfüh- 
rungen unterbreitet die Kommission für die Auftei- 
lung der 150 000 t Magermilchpulver die im An- 
hang I und in der beiliegenden Durchführungsver- 
ordnung aufgeführten Vorschläge -). 


A. Direkthilfen 

Die Mengen für die einzelnen antragstellenden Län- 
der sind nach einer ähnlichen Methode bestimmt 
worden wie im Vorjahr, deren Grundprinzipien im 


^) Der bereits angekündigte Antrag der Nichtregierungs- 
organisationen soll im wesentlichen den Bedarf der 
ärmsten Bevölkerungsgruppen decken. Dieser Antrag 
wird in einer späteren Mitteilung behandelt. 

2) Hinsichtlich der mit der Verwendung von Magermilch- 
pulver verbundenen Risiken sdilägt die Kommission 
die gleichen Garantien wie in Anhang VIII des Rats- 
dokuments S/1148 f/77 vom 11. Juli 1977 vor. 


vorigen „Getreide-Programm" dargelegt worden 
sind. 

Um spezifische Projekte, in diesem Fall die unent- 
geltliche Verteilung und das indische Projekt „Ope- 
ration Flood", das Gegenstand einer gesonderten 
Mitteilung ist, besonders zu fördern, soll bei dieser 
Verwendungsart der gesamte Bedarf unabhängig 
von der Höhe des pro-Kopf-Einkommens und der 
Zahlungsbilanzsituation gedeckt werden, da derar- 
tigen Projekten besondere Bedeutung zukommt (vgl. 
Punkt 5 der Einleitung). 

Bei den übrigen Verwendungsarten, d. h. vor allem 
den Verkäufern an die Milchindustrie, wurde fol- 
gendermaßen verfahren: 

— einige der Länder, deren BSP pro Einwohner 
520 $ jährlich nicht überschreitet, befinden sich 
in einer katastrophalen oder prekären Zahlungs- 
bilanzsituation. Bei der Bestimmung der zuge- 
teilten Menge wurde dies berücksichtigt. Die zu- 
geteilte Menge entspricht in der Regel bei diesen 
Ländern rund 60 des Bedarfs, bei den übrigen 
Ländern normalerweise rund 50 Vo des Bedarfs. 

— Auch bei den Ländern mit einem jährlichen BSP 
pro Einwohner von mehr als 520 S wurde eine 
katastrophale oder prekäre Zahlungsbilanzsitua- 
tion bei der Zuteilung der Mengen berücksichtigt. 
Bei diesen Ländern stellt die zugeteilte Menge 
40 % des Bedarfs dar, bei den übrigen Ländern 
30 o/o. 

Die normale Direkthilfe und die Soforthilfe belaufen 
sich insgesamt auf 76 785 t oder 57 o/o der gesamten 
bewilligten Hilfe (Gesamtmenge minus allgemeine 
Reserve). Bevorzugt berücksichtigt werden die ärm- 
sten Länder, die 93 o/o der Hilfe erhalten. Von diesen 
76 785 t sind 50 210 t (oder 65 o/o) für den Verkauf 
an die Milch- oder Nahrungsmittelindustrie der be- 
günstigten Länder und 20 165 t (oder 26 o/o) für So- 
zialprogramme zur unentgeltlichen Verteilung be- 
stimmt. Da die unentgeltliche Verteilung einem zu- 
sätzlichen Verbrauch entspricht, ist die Gefahr nach- 
teiliger Auswirkungen der Direkthilfe auf die hei- 
mische Erzeugung und auf die Handelsströme be- 
grenzt. 

B. Indirekte Hilfe 

Hierbei handelt es sich um Hilfsaktionen, die über 
das WEP, UNICEF, IKRK, UNWRA und die Liga 
der RKG, den Catholic Relief Service abgewickelt 
werden oder über Nichtregierungsorganisationen 
laufen sollen. Diese Hilfe beläuft sich auf 58 600 t 
oder 43 o/o der gesamten bewilligten Hilfe; 

1. Aktion zugunsten des WEP 

Der Umfang der Hilfe — 20 000 t — wurde zwischen 
der Kommission und dem WEP ausgehandelt. Dieses 
Volumen wurde unter Berücksichtigung des bei der 
Gemeinschaft angemeldeten Direkthilfebedarfs ^), 

•^) Hierzu gehört auch der Bedarf, den Indien für die 
„Operation Flood" angemeldet hat (31 000 t Milch), der 
bisher während der ersten Phase der „Operation 
Flood" zusammen mit dem Bedarf des WEP unter den 
Mengen erfaßt worden war, die die Gemeinschaft die- 
ser Organisation zugeteilt hat. 
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des Bedarfs des WEP und einer für die Nahrungs- 
mittelhilfe verfügbaren Gesamtmenge von 150 000 t 
festgelegt. 

Die Kommission ersucht den Rat zusammen mit dem 
Programm der Gemeinschaft auch über die Zutei- 
lung der bewilligten Menge zu beschließen (vgl. An- 
hang II). 

Für die Zuteilung schlägt die Kommission das glei- 
che Verfahren wie im Rahmen des Programms „Ma- 
germilchpulver" für 1977 vor. 

2. Maßnahmen zugunsten des UNICEF (10 600 t), 
des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz 
(2 500 t) und der Liga der RKG (1 000 t) 

Die Kommission empfiehlt die gleichen Modalitä- 
ten, wie sie der Rat im Rahmen des Programms 1977 
für den UNICEF und das IKRK festgelegt hat, näm- 
lich: 

— Aufteilung nach Richtsätzen für die einzelnen 
Länder (vgl. Anhang III, IV und V) und Ermächti- 
gung der Kommission zur Änderung dieser Auf- 
teilung; 

— Bildung einer Reserve für Soforthilfemaßnahmen 
und unvorhergesehene Aktionen, die die Kom- 
mission im Rahmen einer Höchstmenge von 
100 t Magermilchpulver beschließen könnte 
(wenn die unvorhergesehenen Aktionen Länder 
betreffen, die in der Liste bereits genannt sind, 
gilt diese Höchstmenge natürlich nicht). 

3. Reserve von 20 000 1 für die Nichtregierungs- 
organisationen 

Diese Menge wird nach Einreichung eines offiziellen 
Antrags entsprechend dem Ratsbeschluß vom 14. Fe- 


b einschließlich Lieferbedingungen 


bruar 1977 freigegeben, sofern die Ergebnisse-) des 
ersten Experiments, das mit diesen Organisationen 
gemacht worden ist, befriedigend ausfallen. Diese 
Menge, die gegenüber 1976 auf gestockt wird 
(12 000 t), entspricht dem von den Nichtregierungs- 
organisationen angemeldeten Bedarf und stellt 
gleichzeitig einen Ausgleich dafür dar, daß im Rah- 
men des Programms 1977 keinerlei Mengen zuge- 
teilt wurden. 

C. Allgemeine Reserve 

Als allgemeine Reserve ist eine Menge von 14 615 t 
vorgesehen. Sie ist bestimmt für Aktionen, die die 
Kommission zugunsten von Ländern, die ihren An- 
trag noch vor Verabschiedung des Programms durch 
den Rat einreichen, vorschlagen wird, sowie zugun- 
sten von Soforthilfemaßnahmen, Die Kommission 
schlägt in diesem Zusammenhang vor, auf der 
Grundlage der für diese Reserve vorgesehenen Men- 
gen einen Vorrat von 100 t Magermilchpulver mit 
Vitaminenzusatz anzulegen, mit dem unverzüglich 
Soforthilfeanträgen entsprochen werden könnte, 
denn der Vitaminierungsprozeß dauert relativ lan- 
ge. Diese Maßnahme hat bereits auf der Ebene der 
Ad-hoc-Gruppe Nahrungsmittelhilfe bei der Prüfung 
des Programms für 1977 eine positive Aufnahme 
gefunden. 

Die allgemeine Reserve, zu der noch die Einzelre- 
serven (IKRK: 50 t, UNICEF: 1 770 t, Liga der RKG: 
360 t) hinzuzurechnen sind, so daß sich eine Gesamt- 
menge von 16 795 t ergibt, ist ein Beitrag zu der 
internationalen Reserve für Notstandsaktionen, die 
prinzipiell für Getreide vorgesehen ist, für die je- 
doch die übrigen Geberländer in der Praxis auch an- 
dere Erzeugnisse zur Verfügung stellen. 

^) Die Ergebnisse werden unter zwei Gesichtspunkten 
beurteilt, nämlich Einführung eines einzigen Verhand- 
lungspartners für die Kommission und Durchführung 
der Hilfsaktionen (Transport, Verteilung). 
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Anhang I 


Basisdaten des Programms 
Milchpulver 


Land oder 
Organisation 
(in Klammern: 
BSP pro Kopf 1975 
in US-I) 

Beantragte 
Gesamt- 
mengen 
(in t) 

Verwen- 

dungsart 

Bei UV: Zahl 
der Begünstig- 
ten und 
Jahresration 

Bedarf 
(in t) 

1977 zugeteilte 
Menge und 
Verwendungs- 
art 

Vorschjäge 

1978 


I. Normale Hilfe 


A, Länder mit einem BSP 520 US-$ 


insgesamt 26 435 


1. mit katastrophaler oder prekärer Zahlungsbilanzsituation 

(Zuteilung in der Regel: 60% des Bedarfs bei Verkauf an die Milchindustrie, 
100 % bei unentgeltlicher Verteilung) 


Afghanistan (130) 

400 

UV 

30 000 
Schüler und 
Studenten 

(11kg) 

330 

UV: 300 

(20 000 Schüler 

und 

Studenten) 

Komoren (260) . 

1 000 

UV 

176 570 

Kinder, Mütter 
und Alte 
(9 kg) 

. 1 289 


Ägypten (310) . 

15 000 

UV: 15 00C 
VMI: 5 000 


UV: Bedarf 
unbekannt 
VMI: 71 000 


Bangladesch (110) 

40 000 

VMI: 10 000 
VEV: 28 000 

UV an 45/ 

50 000 Schüler, 
Kranke 
(4,5 kg) 

VMI: 1 200 
VEV: 28 OOC 
UV: 2 000 

— 

Jemen (Dem. 
Volksrepublik 






(240) 

5 000 

VMI 


5 000 

UV: 650 

Kinder, Kran- 
ke, Schüler 

Guinea-Bissau 






(150) 

1 100 

UV: 250 

VMI: 600 

UV: 125 000 
Personen (Kin- 
der, Mütter, 
Kranke) 

(14,4 kg) 

UV: 1 420 

VMI: 600 

UV: 100 

Obervolta (90) . . 

2 000 

UV: 

250 000 Kinder 
für 6V2 Mo- 
nate 

(7,8 kg) 

2 000 


Pakistan (140) 

500 

UV: 

12 000 Kinder 
und Schwan- 
gere im Bezirk 
von Sahiwal 
(14,4 kg) 

500 

VMI und Nah- 
rungsmittel- 
industrie: 

2 500 


330 

Verl. 


1 000 
Entl. 


UV(1) 

VMI: 5000 

(Verkauf an 
den öffent- 
lichen Sektor) 



Verl. 

UV: 

700 

VEV: 

6 300 

UV: 

2 000 


Entl. 


3 000 
Verl. 

UV: 

250 

VMI: 

360 

VEV: 

0 


Entl. 


2 000 


F. B. 

UV: 

500 


Entl. 


UV = unentgeltliche Verteilung; VMI = Verkauf an die Milchindustrie; VEV = Verkauf an Endverbraucher 
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n 

och Anhang I 

Land oder 
Organisation 
(in Klammern: 
BSP pro Kopf 1975 
inUS-$) 

Beantragte 


Bei UV; Zahl 


1977 zugeteilte 


Gesamt- 

Verwen- 

der Begünstig- 

Bedarf 

Menge und 

Vorschläge 

rnencen 

(in''t) 

Hnnrfcart 

ten und 
Jahresration 

(in t) 

V erweiiQUugs- 

art 

1978 

Seychellen (520) . 

338 

UV 

24 500 Mütter, 
Kranke und 
Arbeitnehmer 
(15 kg) 

370 

— 

335 

Verl. 

Tschad (120) .... 

550 

UV 

37 500 Kinder 
und Schwan- 
gere 

(2) 

475 


475 
F. B. 

Sudan (290) .... 

2 500 

UV: 1 50C 

VMI: 1 000 

99 000 in 
Krankenbe- 
handlungs- 
stellen betreu- 
te Personen 
(14,9 kg) 

UV: 1 425 

VMI: 1 500 

4 000 

UV: 700 000 
Personen und 
VMI 

UV: 1 425 

VMI: 900 

Verl. 

Senegal (370) 

2, übrige Länder 

1 860 

UV: 1 360 

V. Kleinge- 
werbe: 500 

140 000 Kinder 
PMI-Zentren, 
davon 60 000 
Kinder 

Schulkantinen 
für Zeitraum 

9 Monaten 
(6,3 kg) 

UV: 1 360 

V: 500 

in 

UV: 1 360 

V. Kleinge- 
werbe: 500 

Ent. 

isgesamt 43 975 

(Zuteilung in der Regel: 50 ®/o des Bedarfs 
100 ®/o bei unentgeltlicher Verteilung) 

bei Verkauf an die Milchindustrie, 


Ghana (460) .... 

7 500 

VMI 


7 020 

VMI: 2 300 

3 500 
Verl. 

Äthiopien (100) . 

Guinea-Conakry 

3 000 

UV 

500 000 
Kranke und 
in Lagern oder 
Sozialzentren 
betreute Per- 
sonen 

(5,9 kg) 

3 000 

UV: 370 

300 000 

Kranke 
und in Lagern 
und Sozial- 
zentren be- 
treute Perso- 
nen 

3 000 
Entl. 

(130) 

Indien (150) . . . 

1 000 

31 000 

UV: 850 

VMI: 150 

(Operation 
Flood II) 

17 000 Kinder 
und Kranke 
(14,4 kg) 

250 

31 000 

900 

UV 72 000 Per- 
sonen in 
Krankenhäu- 
sern, Schulen 
VMI 

UV: 250 

Entl. 

VMI: 0 

31 000 
Entl. 


UV ^ unentgeltliche Verteilung; VMI = Verkauf an die Milchindustrie; VEV = Verkauf an Endverbraucher 
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noch Anhang I 


Land oder 
Organisation 
(in Klammern: 
BSP pro Kopf 1975 
in US-$) 

Beantragte 


Bei UV: Zahl 


1977 zugeteilte 


Gesamt- 

Verwen- 

der Begünstig- 

Bedarf 

Menge und 

Vorschläge 

mengen 
(in t) 

dungsart 

ten und 
Jahresration 

(in t) 

Verwendungs- 

art 

1978 


El Salvador (450) 


Indonesien (180) 

Sao Tome und 
Principe (290) 


Sri Lanka (150) 


Tansania (170) 


700 


2 000 


150 


5 550 


2 500 


UV 


VMI: 

UV: 


UV: 


1 000 
1 000 


40 


VEV: 110 


UV: 1 800 

VMI: 750 


UV: 3 000 


VMI: 


76 000 
Kinder für 
12 Monate • 
an je 20 Tagen 
(9,6 kg) 


27 955 Perso- 
nen (Kinder, 
Alte, Arbeit- 
nehmer) 


(3,5 kg) 


65 000 Mütter 
und Kinder 
für 12 Monate 
an je 20 Tagen 
(9,6 kg) 


730 


V: 

UV: 


12 800 
2 000 


UV: 100 

davon 60 t 
vom WEP 


VEV: 110 


UV: 

VMI: 


625 
8 000 


3 900 


UV: 20C 

83 682 Schüler 


VMI: 


1 250 


150 

VEV und UV 
für 17 000 Kin- 
der, Arbeit- 
nehmer, 
Kranke 


VMI: 


2 000 


VMI: 


2 000 


VMI: 

UV: 


UV: 


700 

Verl. 


1 000 
1 000 
Verl. 


40 


VEV: 


UV: 

VMI: 


UV: 


110 

Entl. 

625 

750 


( 1 ) 

Entl. 

2 000 
Verl. 


B. Länder mit einem BSP 520US-I$ 


1. mit katastrophaler oder prekärer Zahlungsbilanzsituation insgesamt 1 500 

(Zuteilung in der Regel: 40 Vo des Bedarfs bei Verkauf an die Milchindustrie, 

100 Vo bei unentgeltlicher Verteilung) 


Guyana (560) 

500 

VMI 

— 

1 650 


Jamaika (1 290) . 

5 347 

UV 

807 197 Kinder 
in Krippen, 
Schulen, 

68 712 bedürf- 
tige Schwan- 
gere 

(15 kg) 

13 140 

UV: 500 

zugunsten von 
496 000 Schü- 
lern und 

118 000 
Schwangeren 
und unterer- 
nährten 

Kindern 


500 

Verl. 

1 000 
Verl. 


UV = unentgeltliche Verteilung; VMI — Verkauf an die Milchindustrie; VEV == Verkauf an Endverbraucher 
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noch Anhang J 


Land oder 
Organisation 
(in Klammern: 
BSP pro Kopf 1975 
in US-$) 

Beantragte 
Gesamt- 
mengen 
(in t) 

Verwen- 

dungsart 

Bei UV: Zahl 
der Begünstig- 
ten und 
Jahresration 

Bedarf 
(in t) 

1977 zugeteilte 
Menge und 
Verwendungs- 
art 

Vorschläge 

1978 

2. Urige Länder 

(Zuteilung in der Regel; 30 ®/o des Bedarfs 
100 Vo bei unentgeltlicher Verteilung) 

insgesamt 3 375 

bei Verkauf an die Milchindustrie, 

Antigua (540) . . 

1 448 

UV 

40 948 Kinder 
(14,4 kg) 

600 

— 

600 

Verl. 

Mauritius (580) . . 

1 275 

UV 

277 367 Kin- 
der, Schwan- 
gere und 
Kranke 

(7 kg) 

1 275 

500 

UV: 120 000 

Schüler, 

Kranke, Alte 

1 275 
Verl. 

Uruguay (1 330) . 

600 

UV 

285 645 Kin- 
der, Kranke 
(15 kg) 

Gesamtbe- 
darf: 3 835 t, 
davon 

3 190 t 
durch hei- 
mische Pro- 
duktion ge- 
deckt 

Saldo: 645 t 

500 

335 661 Perso- 
nen, Frauen, 
bedürftige 
Kinder, 

Kranke, 

Schüler 

0(3) 

Sambia (540) .... 

5 000 

UV: 500 

VMI; 4 500 

35 000 Mütter 
und Kinder 
(14,4 kg) 

UV: 500 

VMI: 3 500 

900 

UV: Flücht- 
lingsfamilien, 
Schüler in 
Agrarzentren 

UV: 500 

VMI: 1 000 

Verl. 

II. Soforthilfe 





insgesamt 1 500 

Jordanien (460) . 

1 500 

UV 

250 000 
Flüchtlinge 
(6 kg) 

1 500 

1 500 

UV: 275 000 

Palästina- 
flüchtlinge 

1 500 
Verl. 

Vietnam (160) .. 

25 000 

UV 

1 700 000 Müt- 
ter, Kriegs- 
versehrte, die 
zu den 

8 422 000 
Opfern der 
Dürre gehören 
(15 kg) 

25 080 

5 000 

2 500 000 

Opfer der 

Dürre 

(4) 

Entl. 

IIL Organisationen 




insgesamt 58 600 

IKRK 

2 500 

UV 



2 500 

2 500 
F. B. 

WEP 

20 000 

UV 



27 500 

20 000 
F. B. 





UV = unentgeltliche Verteilung; VMI = Verkauf an die Milchindustrie; VEV = Verkauf an Endverbraucher 
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noch Anhang I 


Land oder 
Organisation 
(in Klammern: 
BSP pro Kopf 1975 
inUS-$) 

Beantragte 
Gesamt- 
mengen 
(in t) 

Verwen- 

dungsart 

Bei UV: Zahl 
der Begünstig- 
ten und 
Jahresration 

Bedarf 
(in t) 

1977 zugeteilte 
Menge und 
Verwendungs- 
art 

Vorschläge 

1978 

UNICEF 

10 600 




11 000 

10 600 
F. B. 





UNRWA 

700 

UV 

820 000 
Flüchtlinge 

700 


700 

F. B. 



CRS 

3 800 

UV 

220 000 Per- 
sonen für 12 

(3 600) 








Monate: 




— 200 000 





Bauern, Ar- 
beiter, 
Lehrer 
(18,5 kg) 







— 20 000 

(240) 






Schüler und 
Studenten 
(12 kg) 




Liga der RKG . . 

1 000 

UV 



500 

1 000 







F. B. 

Reserve Nichtre- 







gierungsorganisa- 
tion 

20 000 

UV 




20 000 

F. B. 





Reserve 






14 615 







insgesamt 

222 918 





150 000 


UV == unentgeltliche Verteilung; VMI = Verkauf an die Milchindustrie; VEV = Verkauf an Endverbraucher 




Vorläufig kein Vorschlag, solange keine präzisen Angaben der Behörden vorliegen; die Kommission behält sich 
vor, zu einem späteren Zeitpunkt eine Ziffer vorzuschlagen. 

Es handelt sich nicht um ein kontinuierliches Ernährungsprogramm, sondern um punktuelle Maßnahmen im Rahmen 
eines Lernprogramms für richtige Ernährung. Die Maßnahmen verteilen sich wie folgt: 

1. Aufklärung: 12 000 Kollektivveranstaltungen für 59 200 Frauen mit einer Ration von 160 g je Veranstaltung. 

2. Vorbeugung: 100 Zuteilungen für 18 000 Kinder pro Jahr; Ration: 100 g. 

3. Ergänzende Ernährung; 100 Zuteilungen für 19 500 Frauen pro Jahr; Ration: 150 g. 

In Anbetracht des hohen BSP pro Kopf der Bevölkerung und der verbesserten Zahlungsbilanzsituation des Landes 
wird im Rahmen dieses Programms keine Zuteilung vorgesdilagen. 

Die Kommission, für die Maßnahmen zugunsten dieses Landes, schlägt vor, die Mengen zu verwenden, die aus den 
Reserven der früheren Programme noch zur Verfügung stehen und die sich zur Zeit auf 18 929 t belaufen, davon: 
— Programm 1975: 1 010 t nach dem Verzicht von Niger (750 t), dem IKRK zugunsten von Timor (100 t) und 

Haiti (160 t) 


— Programm 1976: 


— Programm 1977: 


Der Rest von 1 119 t hat sich kürzlich nach dem Verzicht der Liga der Rotkreuz-Gesell- 
schaften (1 130 t), Nigers (950 t) und Senegals (1 800 t) erhöht. Senegal hat seinen Verzicht 
davon abhängig gemacht, daß ihm im Rahmen des Programms 1978 eine Menge von 1 860 t 
zu den gleichen Bedingungen zur Verfügung gestellt wird. 

12 920 t 
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Anhang II 


Für das WEP vorgeschlagene Richtsatzverteilung 
nach Ländern und Reserve 

Magermilchpulver 


Land 

BSP pro Kopf 
der Bevölke- 
rung h 

Mengen 
in t 

Bolivien 

(320) 



Kolumbien 

(550) 

— 

Kuba 

(800) 

3 000 

Ecuador 

(550) 

— 

El Salvador 

(450) 

— 

Guyana 

(560) 

— 

Honduras 

(350) 

— 

Jamaika 

(1 290) 

— 

Peru 

(810) 

1 000 

Ägypten 

(310) 

— 

Jordanien 

(460) 

— 

Libanon 

(-) 

— 

Marokko 

(470) 

— 

Jemen (Demokratische 
Volksrepublik) 

(240) 

— 

Sudan 

(290) 

4 000 

Jemen (Arabische Re- 
publik) 

(210) 

— 

Benin 

(140) 

— 

Burundi 

(100) 

— 

Kap Verde 

(120) •) 

~~ 

Kongo 

(500) 

— 

Gambia 

(190) 

— 

Ghana 

(460) 

— 

Zentralafrikanisches 
Kaiserreich 

(230) 

— 

Guinea Conakry 

(130) 

— 

Guinea-Bissau 

(150) •) 

— 

Elfenbeinküste 

(500) 

— 

Liberia 

(410) 

— 

Mali 

(90) 

700 

Mauretanien 

(310) 

— 

Niger 

(130) 

— 

Ruanda 

(90) 

— 

Säo Tome 

(290) ') 

— 

Senegal 

(370) 

450 

Sierra Leone 

(200) 

— 

Togo 

(270) 

— 

Obervolta 

(90) 

— 


Land -) 

BSP pro Kopf 
der Bevölke- 
rung 0 

Mengen 
in t 

Angola 

(-) 

— 

Botsuana 

(330) 

— 

Äthiopien 

(100) 

— 

Lesotho 

(180) 

— 

Madagaskar 

(200) 

— 

Malawi 

(150) 

— 

Mauritius 

(580) 

— 

Somalia 

(100) 

1 000 

Swaziland 

(470) 

— 

Tansania 

(170) 

1 500 

Sambia 

(540) 

— 

Mosambik 

(120/220) •) 

— 

Afghanistan 

(130) 

1 000 

Bangladesch 

(110) 

— 

Indien 

(150) 

— 

Indonesien 

(180) 

— 

Korea 

(550) 

— 

Malediven 

(100) 

— 

Nepal 

(140) 

— 

Pakistan 

(140) 

2 350 . 

Philippinen 

(370) 

— 

Vietnam . . . 

(160) 

— 

Sri Lanka 

(150) 

— 

Samoa 

Menge, die noch zwi- 
schen den obengenann- 
ten Ländern aufzutei- 
len ist 

(320) 

5 000 

insgesamt . , . 


20 000 


•) Schätzung der Kommission 
h Zahlen für 1975 in US-$ — Quelle: Weltbank 
“) Nicht aufgeführt sind folgende Länder, die nach den 
Wünschen des WEP als potentielle Begünstigte be- 
trachtet werden sollen und die die Kommission nicht 
berücksichtigt hat, da ihr Pro-Kopf-Einkommen weit 
höher ist als 520 $: Barbados (1 260 US-$), Brasilien 
(1010 US-S), Costa Rica (910 US-$), Mexiko (1190 
US-$), Algerien (780 US-S), Irak (1 280 US-$), Gabun 
(2 240 US-$), Türkei (860 US-S), Fidschi (920 US-$), 
Singapur (2 510 ÜS-S), Guatemala (650 US-|), Nicara- 
gua (720 US-$), Paraguay (570 US-$), Syrien (660 
US-$), Uruguay (1 330 US-|), Tunesien (760 US-$), 
Zypern (1 180 US-$). Nicht aufgeführt ist ferner Haiti 
wegen der Schwierigkeiten, auf die die Gemeinschaft 
bei der haitischen Regierung gestoßen ist, und der 
Tatsache, daß die WEP-Hilfe im Unterschied zu der 
Hilfe anderer Sonderorganisationen nicht völlig auto- 
nom vom WEP beschlossen und verwaltet wird, son- 
dern vielmehr einen Beitrag zu einem Projekt der 
jeweiligen Regierung darstellt. 
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Anhang III 


Für den UNICEF vorgeschlagene Richtsatzverteilung 
nach Ländern und Reserve 

Magermilchpulver 


Land 

BSP pro Kopf 
der Bevölke- 
rung 1) 

Mengen 
in t 

Angola 

( -) 

1 000 

Birma 

(110) 

850 

Sudan 

(290) 

1 260 

Vietnam 

(160) 

5 000 

Jemen (Arabische 
Republik) 

(210) 

720 

Reserve für Sofort- 
hilfeaktionen und un- 
vorhergesehene Aktio- 
nen 


1 770 

insgesamt . . . 


10 600 


Zahlen für 1975 in US-$ — Quelle; Weltbank 1975 


Anhang IV 


Für das IKRK vorgeschlagene Richtsatzverteilung 
nach Ländern und Reserve 

Magermilchpulver 


Land 

BSP pro Kopf 
der Bevölke- 
rung ^) 

Mengen 
in t 

Philippinen 

( 370) 

200 

Thailand 

( 350) 

150 

Vietnam 

( 160) 

— 

Cisjordanien, 

Gaza-Sinai 

( -) 

250 

Jordanien 

( 460) 

250 

Libanon 

( -) 

200 

Jemen (Demokratische 
Republik) 

( 240) 

50 

Mauretanien 

( 310) 

50 

Äthiopien 

( 100) 

150 

Somalia 

( 100) 

150 

Mosambik 

(150/220)’) 

100 

Botsuana 

( 330) 

50 

Sambia 

( 540) 

50 

Namibia 

( -) 

— 

Chile 

( 760) 

200 

Bolivien 

( 320) 

250 

Panama 

(1 060) 

300 

Haiti ^) 

( 180) 

50 

Uruguay 

(1 330) 

50 

Reserve für Sofort- 
hilfeaktionen und un- 
vorhergesehene Aktio- 
nen 


50 

insgesamt . . . 


1 2 500 


*) Schätzung der Kommission 

M Zahlen für 1975 in US-$ — Quelle: Weltbank 1975 

Unter dem Vorbehalt, daß es sich um eine eigene 
Aktion des IKRK handelt, die völlig unabhängig von 
der Regierung geplant und kontrolliert wird. 
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Anhang V 

Für die Liga der Rotkreuz-Gesellschaften 
vorgeschlagene Richtsatzverteilung nach Ländern 
und Reserve 

Magermildipulver 


Land oder Region 

BSP pro Kopf 
der Bevölke- 
rung 1) 

Mengen 
in t 

Kap Verde 

(120) •) 


40 

Ruanda 

(90) 


50 

Sahel-Zonc2) 

(-) 


150 

Angola . . . . : 

(-) 



Mosambik 

(150/220) •) 






l 150 

Somalia 

(100) 



Äthiopien 

(100) 



Südkorea 

(550) 


50 

Haiti») 

(180) 


100 

Sri Lanka 

(150) 


50 

Mongolei 

(700) 


50 

Reserve für Sofort- 




hilfeaktionen und un- 




vorhergesehene Aktio- 




nen 



360 

insgesamt . . . 


1 000 


*) Schätzung der Kommission 

1) Zahlen für 1975 in US-S — Quelle: Weltbank 1975 
Gambia, Obervolta, Mali, Mauretanien, Niger, Senegal, 
Tschad 

Unter dem Vorbehalt, daß es sich um eine eigene 
Aktion der Liga der Rotkreuz-Gesellschaften handelt, 
die völlig unabhängig von der Regierung geplant und 
kontrollierbar wird. 
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Anhang VI 


Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom . . . zur Festlegung der Grundregeln für die Lieferung 
von Magermilchpulver an bestimmte Entwicklungsländer und Sonderorganisationen im Rahmen 
des Nahrungsmittelhilfeprogramms 1978 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch Verordnung (EWG) 
Nr. 559/76 2), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Verschiedene Entwicklungsländer und Sonder- 
organisationen haben ihren Bedarf an Milcheiweiß- 
stoffen angemeldet. Diese Eiweißstoffe können in 
Form von Magermilchpulver geliefert werden, das 
in der Gemeinschaft erzeugt worden ist und be- 
stimmten Qualitätskriterien entspricht. 

Eine solche Lieferung muß unter Berücksichtigung 
der in der Gemeinschaft verfügbaren Mengen an 
Magermilchpulver und der Notwendigkeit durchge- 
führt werden, die Marktverhältnisse nicht zu stören. 

Die vorhandenen Mengen lassen die Lieferung 
von 119 000 t Magermilchpulver im Rahmen des 
Nahrungsmittelhilfeprogramms 1978 zu. 

Sollten die sich in öffentlichen Lagern befind- 
lichen Magermilchpulvermengen es nicht erlauben, 
die genannte Lieferung durchzuführen, oder nicht 
den Merkmalen für ihre besondere Bestimmung ent- 
sprechen, insbesondere wenn diese eine andere Ver- 
packung oder den Zusatz von Vitaminen und andere 
Zusätze erforderlich macht, so muß die Lieferung 
durch Ankauf von Magermilchpulver auf dem Markt 
der Gemeinschaft gesichert werden. 

Um sicherzustellen, daß die Hilfe die Bedürftigen 
tatsächlich erreicht, empfiehlt es sich, die Finan- 
zierung bestimmter Kosten für die Heranführung 
und Verteilung zu übernehmen. 

Da die Lieferung zum günstigsten Preis erfolgen 
soll, ist es angebracht, ein Ausschreibungsverfahren 
vorzusehen. In Ausnahmefällen kann es jedoch 
zweckmäßig sein, aus Gründen einer rascheren Ab- 
wicklung auf ein Verfahren der freihändigen Ver- 
gabe zurückzugreifen. 

Es empfiehlt sich, die Durchführungsbestimmun- 
gen für die bei Ankauf von Magermilchpulver auf 
dem Markt vorgesehenen Maßnahmen wie die 
Durchführungsbestimmungen bei Bereitstellung aus 


0 ABI. Nr. L 148 vom 28. Juni 1968, S. 13 
2) ABI. Nr. L 67 vom 15. März 1976, S. 9 


öffentlichen Lagerbeständen nach dem Verfahren 
des Artikels 30 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
festzulegen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Nahrungsmittelhilfeprogramms 
1978 werden bestimmten Entwicklungsländern und 
Sonderorganisationen 119 000 t Magermilchpulver 
zur Verfügung gestellt. 

Artikel 2 

(1) Das Magermilchpulver nach Artikel 1 wird 
gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 gekauft. 

(2) Gestatten die Magermilchpulvermengen in 
öffentlicher Lagerhaltung nicht die in Artikel 1 vor- 
gesehene Lieferung oder weisen sie nicht die für 
ihre besondere Zweckbestimmung erforderlichen 
Eigenschaften auf, insbesondere wenn diese eine 
andere Verpackung oder die Beigabe von Vitaminen 
und andere Zusätze erforderlich macht, so wird die 
Lieferung durch Ankauf von Magermilchpulver auf 
dem Markt der Gemeinschaft sichergestellt. Der An- 
kauf wird so durchgeführt, daß die normale Preis- 
entwicklung auf dem Markt nicht gestört wird. 

Artikel 3 

Zu den in Artikel 1 genannten Zwecken: 

a) wird von der Gemeinschaft der Wert finanziert, 
den das Magermilchpulver im Verschiffungs- 
hafen oder auf einer entsprechenden Stufe hat; 

b) können nach einem vom Rat gemäß dem Ver- 
fahren des Artikels 7 gefaßten Beschluß von 
der Gemeinschaft folgende Maßnahmen teilweise 
oder ganz finanziert werden: 

— die Heranführung bis zur Grenze des Emp- 
fängerlandes und gegebenenfalls bis zu den 
Bestimmungsorten, und 

— die Verteilung, wenn diese über eine Sonder- 
organisation vorgenommen wird. 

Artikel 4 

Die in Artikel 3 Buchstabe b genannten Kosten 
werden von der Kommission insgesamt oder teil- 
weise in Form eines pauschalen Beitrags an das 
Empfängerland oder die Empfängerstation gezahlt, 
wenn die mit diesem Land oder dieser Organisation 
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vereinbarten Durchführungsbestimmungen dies vor- 
sehen. 

Artikel 5 

Unbeschadet des Artikels 4 und abgesehen von 
Ausnahmefällen, in denen eine freihändige Vergabe 
zulässig ist, wird für die Lieferung des jeweiligen 
Erzeugnisses bis zum Verschiffungshafen oder zu 
einer entsprechenden Stufe und gegebenenfalls für 
seine Beförderung nach dieser Stufe sowie für sei- 
nen etwaigen Ankauf auf dem Markt der Gemein- 
schaft ein Ausschreibungsverfahren durchgeführt. 

Artikel 6 

Der Beschluß über die Anwendung des Artikels 2 
Absatz 2 sowie in diesem Fall die Durchführungs- 


bestimmungen zu diesem Absatz und zu Artikel 5 
werden nach dem Verfahren des Artikels 30 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 erlassen. 

Artikel 7 

Die Empfängerländer und -Organisationen sowie 
die ihnen zugeteilten Mengen werden vom Rat mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis- 
sion festgelegt. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in 
jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang VII 


Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom . . . über die Lieferung von Magermilchpulver 
an bestimmte Entwicklungsländer und Sonderorganisationen im Rahmen 
des Nahrungsmittelhilfeprogramms 1978 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschafsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . . des 
Rates vom . . . zur Festlegung der Grundregeln für 
die Lieferung von Magermilchpulver an bestimmte 
Entwicklungsländer und Sonderorganisationen im 
Rahmen des Nahrungsmittelhilfeprogramms 1978, 
insbesondere auf die Artikel 3 und 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß die Verordnung (EWG) 
Nr. . . , die Lieferung von 119 000 t Magermilchpul- 
ver vorsieht und es sich empfiehlt, diese Menge auf 
die einzelnen Länder und Organisationen*), deren 
Anträgen stattgegeben wurde, zu verteilen und die 
Finanzierungsweise feszulegen, gleichwohl aber für 


unvorhergesehene Fälle eine Reserve in Höhe von 
14 615 t zu behalten, die später aufgeteilt wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Zuteilung der 119 000 t Magermilchpulver, die 
nach der Verordnung (EWG) Nr. . . . bestimmten 
Entwicklungsländern und Sonderorganisationen im 
Rahmen des Nahrungsmittelhilfeprogramms 1978 ge- 
liefert werden, sowie die Finanzierungsweise für 
die Hilfe werden im Anhang festgelegt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft in Kraft. 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in 
jedem Mitgliedstaat. 


*) und Nichtregierungsorganisationen 
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Anhang 


Nahrungsmittelhilfeprogramm für Magermilchpulver 
1978 


Empfängerland 
und -Organisation 

Zugeteilte 
Magermilch- 
pulver- 
mengen (in t) 

Finanzierungs- 

weise 

Land 

Afghanistan .... 

330 

Verladehafen 

Antigua 

600 

Verladehafen 

Bangladesch .... 

9 000 

Entladehafen 

Komoren 

1 000 

Entladehafen 

Ägypten 

5 000 

Verladehafen 

El Salvador .... 

700 

Verladehafen 

Äthiopien 

3 000 

Entladehafen 

Ghana 

3 500 

Verladehafen 

Guinea-Bissau . . 

610 

Entladehafen 

Guinea-Conakry 

250 

Entladehafen 

Guyana 

500 

Verladehafen 

Obervolta 

2 000 

frei 

Mauritius 

1 275 

Bestimmungsort 

Verladehafen 

Indonesien 

2 000 

Verladehafen 

Jamaika 

1 000 

Verladehafen 

Jordanien 

1 500 

Verladehafen 

Pakistan 

500 

Verladehafen 

Säo Tome und 
Principe 

150 

Entladehafen 

Senegal 

1 860 

Entladehafen 

Seychellen 

335 

Verladehafen 

Sudan . 

2 325 

Verladehafen 


Sri Lanka 

1 375 

Entladehafen 

Tansania 

2 000 

Verladehafen 

Tschad 

Jemen (Demokra- 
tische Volksrepu- 

475 

frei 

Bestimmungsort 

blik) 

3 000 

Verladehafen 

Sambia 

1 500 

Verladehafen 

Organisationen 



IKRK 

2 500 

frei 

Bestimmungsort 

GRS 

3 800 

frei 

Bestimmungsort 

Liga der RKG , . 

1 000 

frei 

Bestimmungsort 

WEP 

20 000 

frei 

Bestimmungsort 

UNICEF 

10 600 

frei 

Bestimmungsort 

UNRWA 

Reserve 

Nichtregierungs- 

700 

frei 

Bestimmungsort 

organisationen . . 

20 000 

frei 

Bestimmungsort 

Reserve .... 

14615 


insgesamt . . . 

119 000 



Lieferung ab Verladehafen plus Pauschalbeitrag zu 
den Transport- und Verteilungskosten. 

Für die Soforthilfe kann die Finanzierung die Heran- 
führungskosten zwischen Verladehafen und Bestim- 
mungsort sowie in den Fällen, in denen die Hilfe über 
eine Sonderorganisation weitergeleitet wird, auch die 
Verteilungskosten umfassen. Sie kann ganz oder teil- 
weise in Form eines Pauschalbeitrags erfolgen. 
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Anhang VIII 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die Lieferung von Magermilchpulver als 
Nahrungsmittelsoforthilfe an die Sozialistische Republik Vietnam im Rahmen des 
Nahrungsmittelhilfeprogramms 1 975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3236/74 
des Rates vom 17. Dezember 1974 zur Festlegung 
der Grundregeln für die Lieferung von Magermilch- 
pulver im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe an die 
Sahel-Länder und Äthiopien ^), insbesondere auf 
Artikel 1, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1347/75 
des Rates vom 26. März 1975 zur Festlegung der 
Grundregeln für die Lieferung von Magermilchpul- 
ver an bestimmte Entwicklungsländer und interna- 
tionale Organisationen im Rahmen des Nahrungs- 
mittelhilfeprogramms 1975“), insbesondere auf die 
Artikel 3 und 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 3236/74 ist 
eine Reserve von 1 150 t Magermilchpulver vorge- 
sehen. Nach der Verordnung (EWG) Nr. 1300/76 
des Rates vom 1. Juni 1976 über die Lieferung von 
Magermilchpulver als Nahrungsmittelhilfe an Niger 
im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 3236/74 ^) 
sollten aus dieser Reserve 750 t Niger zugeteilt wer- 
den; das Land hat auf diese Menge verzichtet. 

In der Verordnung (EWG) Nr. 1348/75 des Rates 
vom 26. Mai 1975 über die Lieferung von Mager- 
milchpulver an bestimmte Entwicklungsländer und 
internationale Organisationen im Rahmen des Nah- 
rungsmittelhilfeprogramms 1975^) ist eine Reserve 
von 3 800 t Magermilchpulver vorgesehen. Nach der 
Verordnung (EWG) Nr. 1296/76 des Rates vom 1. 


Ü ABI. L 346 vom 24. Dezember 1974, S. 4 

2) ABI. L 138 vom 29. Mai 1975, S. 1 

3) ABI. L 146 vom 4. Juni 1976, S. 7 
ABI. L 138 vom 29. Mai 1975, S. 3 


Juni 1976 über die Lieferung von Magermilchpulver 
im Rahmen des Nahrungsmittelhilfeprogramms 1975 
an das Internationale Komitee vom Roten Kreuz zu- 
gunsten der Timorflüchtlinge "’) sollten aus dieser 
Reserve 100 t dem IKRK zugeteilt werden; die Or- 
ganisation hat auf diese Menge verzichtet. 

Außerdem sind 160 t aus dem Nahrungsmittelhilfe- 
programm 1975 dadurch verfügbar geworden, daß 
Haiti darauf verzichtet hat. 

Die SozialistischeRepublik Vietnam hat eine Nah- 
rungsmittelsoforthilfe in Form von Magermilchpul- 
ver beantragt; der Bedarf dieses Landes rechtfertigt 
eine Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft. 

Um die effektive Nutzung der Hilfe zu gewährlei- 
sten, ist die Finanzierung bestimmter Heranfüh- 
rungskosten vorzusehen. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Rahmen des Nahrungsmittelhilfepro- 
gramms 1975 verfügbaren 1010 t Magermilchpulver 
werden der Sozialistischen Republik Vietnam zuge- 
teilt. 

Artikel 2 

Die Gemeinschaft übernimmt die Finanzierung 
der Heranführungskosten bis zum Entladehafen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


ABI. L 146 vom 4. Juni 1976, S. 1 
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Anhang IX 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die Lieferung von Magermilchpulver als 
Nahrungsmittelsoforthilfe an die Sozialistische Republik Vietnam im Rahmen der Verordnung 
(EWG) Nr. 2018/76 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1298/76 
des Rates vom 1. Juni 1976 zur Festlegung der 
Grundregeln für die Lieferung von Magermilch- 
pulver an bestimmte Entwicklungsländer und inter- 
nationale Organisationen im Rahmen des Nahrungs- 
mittelhilfeprogramms 1976^), geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2017/76 -), insbesondere auf 
Artikel 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 2018/76 
vom 27. Juli 1976 über die zusätzliche Lieferung von 
Magermilchpulver an bestimmte Entwicklungsländer, 
internationale Organisationen und Nichtregierungs- 
organisationen im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe- 
programme 1976’'^) ist eine Reserve von 8 200 t Ma- 
germilchpulver vorgesehen, die sich durch den Ver- 
zicht einiger Empfängerländer und -Organisationen, 


M ABI. L 146 vom 4. Juni 1976, S, 3 
^) ABI. L 224 vom 16. August 1976, S. 1 
^) ABI. L 224 vom 16. August 1976, S. 2 


darunter der Republik Kenia (100 t), der Republik 
Niger (600 t),- der Republik Senegal (1 650 t) und 
der Liga der RKG (1 000 t) um 3 350 t erhöht hat. 

Die Sozialistische Republik Vietnam hat eine Nah- 
rungsmittelsoforthilfe in Form von Magermilchpul- 
ver beantragt; der Bedarf dieses Landes rechtfertigt 
eine Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Von den 8 200 1 Magermilchpulver, die in der 
Verordnung (EWG) Nr. 2018/76 als Reserve vorge- 
sehen sind und die sich nach dem Verzicht einiger 
Empfängerländer und -Organisationen, darunter der 
Republik Kenia (100 t), der Republik Niger (600 t), 
der Republik Senegal (1 650 t) und der Liga der Rot- 
kreuzgesellschaften (1 000 t) um 3 350 t erhöht hat, 
werden 4 169 t der Sozialistischen Republik Vietnam 
als Nahrungsmittelsoforthilfe zugeteilt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 


37 



Drucksache 8/1166 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Anhang X 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die Lieferung von Magermilchpulver als 
Nahrungsmittelsoforthilfe an die Sozialistische Republik Vietnam im Rahmen der Verordnung 
(EWG) Nr. 1299/76 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1298/76 
des Rates vom 1. Juni 1976 zur Festlegung der 
Grundregeln für die Lieferung von Magermilchpul- 
ver an bestimmte Entwicklungsländer und inter- 
nationale Organisationen im Rahmen des Nahrungs- 
mittelhilfeprogramms 1976 ^), insbesondere auf Arti- 
kel 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 1299/76 
des Rates vom 1. Juni 1976 über die Lieferung von 
Magermilchpulver an bestimmte Entwicklungslän- 
der und internationale Organisationen im Rahmen 
des Nahrungsmittelhilfeprogramms 1976^) ist eine 
Reserve von 3 630 t Magermilchpulver vorgesehen, 
die sich durch den Verzicht einiger Empfängerlän- 
der und -Organisationen, darunter der Republik Ke- 
nia (200 t), der Republik Niger (350 t) der Republik 
Senegal (150 t) und der Liga der Rotkreuzgesell- 


0 ABI. L 146 vom 4. Juni 1976, S. 3 
ABI. L 146 vom 4. Juni 1976, S. 5 


schäften (130 t) um 830 t erhöht hat. Die Soziali- 
stische Republik Vietnam hat eine Nahrungsmittel- 
soforthilfe in Form von Magermilchpulver bean- 
tragt; der Bedarf dieses Landes rechtfertigt eine 
Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die 830 t Magermilchpulver, die nach dem Ver- 
zicht einiger Empfängerländer und -Organisationen, 
darunter der Republik Kenia (200 t), der Republik 
Niger (250 t), der Republik Senegal (150 t) und der 
Liga der Rotkreuzgesellschaften (130 t) zu der in der 
Verordnung (EWG) Nr. 1299/76 vorgesehenen Re- 
serve von 3 630 t hinzukommen, werden der Soziali- 
stischen Republik Vietnam als Nahrungsmittelso- 
forthilfe zugeteilt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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Anhang XI 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die Lieferung von Magermilchpulver als 
Nahrungsmittelsoforthilfe an die Sozialistische Republik Vietnam im Rahmen der Verordnung 
(EWG) Nr. 1767/77 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/77 
des Rates vom 25. Juli 1977 zur Festlegung der 
Grundregeln für die Lieferung von Magermilchpul- 
ver an bestimmte Entwicklungsländer und inter- 
nationale Organisationen im Rahmen des Nahrungs- 
mittelhilfeprogramms 1977 i), insbesondere auf Arti- 
kel 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 1767/77 
des Rates vom 25. Juli 1977 über die Lieferung von 
Magermilchpulver an bestimmte Entwicklungslän- 
der und internationale Organisationen im Rahmen 
des Nahrungsmittelhilfeprogramms 1977 ^) ist eine 


1) ABI. L 192 vom 30. Juli 1977, S. 1 

2) ABI. L 192 vom 30. Juli 1977, S. 3 


Reserve in Höhe von 12 920 t Magermilchpulver 
vorgesehen. 

Die Sozialistische Republik Vietnam hat eine 
Nahrungsmittelsoforthilfe in Form von Magermilch- 
pulver beantragt; der Bedarf dieses Landes rechtfer- 
tigt eine Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 1767/77 
vorgesehene Reserve von 12 920 t Magermilchpul- 
ver wird der Sozialistischen Republik Vietnam als 
Nahrungsmittelsoforthilfe zugeteilt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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VIERTER TEIL 

Nahrungsmittelhilfeprogramm 1978 für Butteröl 


I. An die Gemeinschaft gerichtete Anträge auf 
Butteröl 

Diese Anträge sind in Anhang I zusammengestellt. 
Einschließlich des Antrags Indiens, der Gegenstand 
einer gesonderten Mitteilung ist, beläuft sich die 
Zahl der Anträge auf insgesamt 21 bei einer Ge- 
samtmenge von 91 915 t. 


11. Analyse der Anträge 

A. Anträge von Ländern *) 

1. Anträge auf normale Nahrungsmittelhilfe 

Diese Anträge verfolgen folgendes Ziel: 

— entweder Verkauf auf dem heimischen Markt an 
den Endverbraucher (Ägypten, Pakistan, Bangla- 
desch, Honduras, Obervolta und Säo Tome für 
einen Teil der Mengen) oder an die Milchindu- 
strie (Tansania und Indien für einen Teil der 
Mengen) ; 

— oder unentgeltliche Verteilung (übrige Länder). 

Bedarf 

Der Bedarf wurde folgendermaßen berechnet: 

a) Soziale Programme für unentgeltliche Verteilung 
Dieser Bedarf wurde anhand der Antworten auf 
die von der Kommission an die betreffenden Län- 
der geschickten neuen Fragebögen mittels der 
Zahl der begünstigten Menschen und der Jahres- 
ration (höchstens 10,8 kg) ermittelt. 

Wie aus Anhang I hervorgeht, besteht hinsicht- 
lich der sozialen Programme für unentgeltliche 
Verteilung der größte Bedarf in Jamaika (6 180 t), 
Äthiopien (1 500 t) und Obervolta (550 t). 

b) Verkauf auf dem einheimischen Markt 

Der Bedarf bei dieser Verwendungsart entspricht 
dem anhand der in der Antwort auf den Frage- 
bogen gemachten Angaben ermittelten Einfuhr- 
bedarf, wobei gegebenenfalls auch die Einfuhren 
während der letzten beiden Jahre Berücksichti- 
gung finden. 

Der größte Bedarf besteht bei Ägypten, Bangla- 
desch, Honduras und Pakistan. 


9 Die Situation der antragstellenden Länder kann sich 
natürlich zwischen Zeitpunkt der Antragstellung und 
Zeitpunkt der Hilfeleistung ändern. In jedem Fall wird 
die Verwendung der Hilfe bei der Festlegung der 
Durchführungsbestimmungen mit dem Empfängerland 
genau präzisiert. 


Pro-Kopf-Einkommen 

Bei allen Ländern, die eine normale Nahrungsmittel- 
hilfe beantragen, beträgt das Einkommen 520 $ oder 
weniger. Eine Ausnahme bildet Jamaika (1 290S). 

Zahlungsbilanzsituation 

Die Zahlungsbilanzsituation wurde gemäß der im 
Getreideprogramm beschriebenen Methode unter- 
sucht. 

Die schwierigsten Verhältnisse 9 herrschen in Ober- 
volta ( — 246 ®/o), Ägypten (— 170®/o) und Bangla- 
desch (-53 o/o). 

2. Anträge auf Soforthilfe 

Diese Anträge haben zum Ziel, durch unentgeltliche 
Verteilung (oder in Ausnahmefällen durch Verkauf) 
bestimmte von Naturkatastrophen oder vergleich- 
baren Ereignissen heimgesuchte Bevölkerungsteile 
zu ernähren: Jordanien und Vietnam. 

Für diesen Zweck wurden bei der Beurteilung dieser 
Anträge für die betreffenden Bevölkerungen oder 
Länder die Kriterien eines akuten Ernährungsbedarfs 
berücksichtigt. 

B. Anträge von Organisationen 

Die von Organisationen gestellten Anträge be- 
zwecken folgendes; 

— Antrag des WEP: Verwirklichung von Entwick- 
lungsvorhaben in den in Anhang II aufgeführten 
Ländern. 

— Antrag der UNICEF: Verwirklichung des nor- 
malen Programms und des Soforthilfeprogramms 
(vgl. Anhang III), die den Nahrungsmittelbedarf 
gefährdeter Bevölkerungsgruppen (Kinder und 
schwangere Frauen) sichern sollen; 

— Antrag des IKRK; Verwirklichung von Sofort- 
hilfemaßnahmen für Opfer von Konflikten und 
des normalen Hilfeprogramms des IKRK beson- 
ders zugunsten von durch Unruhen geschädigten 
Menschen (siehe Anhang IV); 

— Antrag der Liga der Rotkreuzgesellschaften: Ver- 
wirklichung von Soforthilfemaßnahmen insbe- 
sondere nach Naturkatastrophen und des norma- 
len Hilfeprogramms (siehe Anhang V); 

— Antrag des UNWRA: Deckung des Nahrungsmit- 
telbedarfs der verschiedenen Gruppen von palä- 


Bezüglich der Verschuldung (Anteil des Schulden- 
dienstes an den Ausfuhren von Gütern und Dienst- 
leistungen) bestehen die größten Schwierigkeiten in 
folgenden Ländern: Ägypten 32 ®/o, Bangladesch 18®/o, 
Indien 16 Vo und Pakistan 15 ®/o. 
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stinensischen Flüchtlingen im Vorderen Orient 
im Rahmen des normalen Programms und des 
Zusatzprogramms des UNWRA; 

— Antrag des CRS: Nahrungsmittelhilfe für 220 000 
Peisuiiea der gefährdetsten Bevöikerungsgrup- 
pen Chiles. 

III. Vorschläge der Kommission 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausfüh- 
rungen unterbreitet die Kommission für die Auftei- 
lung der 45 000 t Butteröl die in Anhang I und in 
der beiliegenden Durchführungsverordnung enthal- 
tenen Vorschläge. 


A. Direkthilfe 

Die für jedes antragstellende Land vorzusehenden 
Mengen wurden mit der bereits im letzten Jahr an- 
gewendeten Methode bestimmt, deren Grundsätze 
in den vorstehenden Getreide- und Milchpulverpro- 
grammen dargestellt sind. 

Wie bei dem Milchpulverprogramm hat sich die 
Kommission zum Ziel gesetzt, den Bedarf für die 
spezifischen Vorhaben unter Berücksichtigung des 
an ihnen bestehenden besonderen Interesses voll 
zu decken (vgl. Punkt 5 der Einleitung). Dieses Ziel 
konnte jedoch wegen der nur beschränkt verfüg- 
baren Gesamtmengen nicht in allen Fällen erreicht 
werden: siehe vor allem das indische Vorhaben 
(Operation Flood), dessen Bedarf von 19 000 t jähr- 
lich 1978 nur bis 12 700 t gedeckt ist, und die Vor- 
haben der unentgeltlichen Verteilung, bei denen die 
Höchstmenge je Maßnahme auf 4 000 1 festgelegt 
werden mußte. 

Hinsichtlich der übrigen Verwendungszwecke wurde 
wie folgt vorgegangen: Unter den Ländern, deren 
BSP pro Einwohner 520 Dollar oder weniger be- 
trägt, sind einige Länder, die eine katastrophale 
oder prekäre Zahlungsbilanzsituation aufweisen. 
Dieser Situation wurde bei der Bestimmung der zu- 
zuteilenden Menge Rechnung getragen. Im allge- 
meinen macht sie bei dieser Ländergruppe 20 Vo und 
bei den übrigen Ländern 10 Ao des Bedarfs aus. 

Einziger Antragsteller der Gruppe von Ländern, 
deren BSP je Einwohner 520 Dollar überschreitet, 
ist Jamaika. 

Die normalen Direkt- und Soforthilfemaßnahmen 
belaufen sich insgesamt auf 26 505 t oder 68 Vo der 
zugeteilten gesamten Hilfe (Gesamtmenge abzüg- 
lich der allgemeinen Reserve). Zu 99 Vo ist sie für 
die ärmsten Länder bestimmt. Von diesen 26 505 t 
sind 18 595 t (oder 70 ”/o) zum Verkauf und 7 910 t 
(oder 30 Ao) zur Verwirklichung sozialer Programme 
für unentgeltliche Verteilung bestimmt. 


B. Indirekte Hilfe 

Es handelt sich um Hilfeaktionen, die über das 
WEP, die UNICEF, das IKRK, die Liga der Rotkreuz- 
gesellschaften, den Catholic Relief Service und das 
UNWRA abgewickelt werden. 


Ihre Liefermenge beläuft sich auf 12 600 t oder 
32 Vo der zugeteilten gesamten Hilfe. 

1. Aktion zugunsten des WEP 

Die sich auf 5 000 t erstreckende Hilfe wurde zwi- 
schen der Kommission und dem WEP ausgehandelt. 
Diese Menge wurde unter Berücksichtigung des 
bei der Gemeinschaft angemeldeten Direkthilfebe- 
darfs ^), des Bedarfs des WEP wie auch der parallel 
laufenden Verhandlungen über die Hilfe in Form 
von Magermilchpulver festgelegt. 

Die Kommission ersucht den Rat, zusammen mit 
dem Programm der Gemeinschaft auch über die Zu- 
teilung der bewilligten Menge zu beschließen (vgl. 
Anhang II). 

Die Kommission schlägt vor, diese Zuteilungen nach 
dem Verfahren abzuwickeln, das in dem Mager- 
milchpulver für 1977 beschrieben ist. 

2. Maßnahmen zugunsten der UNICEF (2 000 1) 
des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz 
(200 t) und der Liga der Rotkreuzgesellschaften 
(200 t) 

Die Kommission empfiehlt die gleichen Modalitäten, 
die der Rat im Rahmen des Programms 1977 für das 
Internationale Komitee vom Roten Kreuz und die 
UNICEF festgelegt hat, nämlich: 

— Aufteilung nach Richtsätzen für die einzelnen 
Länder (Anhänge III, IV und V) und Ermächti- 
gung der Kommission zur Änderung dieser Auf- 
teilung; 

— Erstellung einer Reserve für Soforthilfemaßnah- 
men und unvorhergesehene Aktionen, die als 
Kommission ^) im Rahmen einer Höchstmenge 
von 100 1 Butteröl beschließen würde. (Diese 
Höchstmenge gilt natürlich nicht, wenn die un- 
vorhergesehenen Aktionen die in der Liste be- 
reits genannten Länder betreffen.) 

C. Allgemeine Reserve 

Hierfür ist eine Menge von 5 895 t vorgesehen, die 
besonders für Notstandsmaßnahmen sowie für Ak- 
tionen bestimmt ist. Ihre Zuteilung zugunsten an- 
tragstellender Länder wird die Kommission vor An- 
nahme des Programms durch den Rat vorschlagen. 

Diese allgemeine Reserve, zu der noch die Einzel- 
reserven hinzuzurechnen sind (IKRK 20 t, UNICEF 
360 t, Liga der Rotkreuzgesellschaften 50 t), so daß 
sich eine Gesamtmenge von 6 325 t ergibt, ist ein 
Beitrag zur internationalen Reserve für Notstands- 
aktionen (diese internationale Reserve ist prinzi- 
piell für Getreide vorgesehen, doch stellen die übri- 
gen Geberländer in der Praxis auch andere Erzeug- 
nisse zur Verfügung). 


0 Zu diesem Direkthilfebedarf gehört besonders der von 
Indien für die „Operation Flood" angemeldete Bedarf 
(19 000 t Butteröl), der nicht voll gedeckt werden kann. 
Bisher — für die erste Phase der „Operation Flood" — 
wurde er als Bedarf des WEP bei den Gemeinschafts- 
zuwendungen an dieser Stelle verbucht. 

2) einsdiließlidi Liefermodalitäten 
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Anhang I 


Basisdaten des Programms Butteröl 


Land oder 
Organisation 
(in Klammern 
BSP/E 1975 inUS-S) 

Beantragte 
Mengen 
(in t) 

Geplante 

Verwendung 

Bei unentgelt- 
licher Ver- 
teilung Zahl der 
Begünstigten 
und Jahres- 
ration 

Bedarf (in t) 
Butter 
Butteröl 


1977 zugeteilte 
Menge und 
Verwendungs- 
zweck 


Vorschläge 

1978 


UV: Unentgeltliche Verteilung; VMI: Verkauf an Milchindustrie; VEV Verkauf an Endverbraucher 

L Normale Hilfe 

A. Länder mit einem BSP 520 US-$ insgesamt 

1. Mit katastrophaler oder prekärer Zahlungsbilanzsituation 

(Zuteilung im Prinzip 20 Vo des Bedarfs bei Verkauf, 100 Vo bei unentgeltlicher Verteilung) 

Bangladesch 

( 110 ) 


6 350 


Ägypten (310) . . 
Obervolta (90) . . 


5 000 

VEV/UV 


160 000 
Bedarf an 
Speisefett 

— 


VEV 

3 000 
(DEB) 

10 000 

VEV 


30 000 

VEV 

2 800 

VEV 

300' 

(EMB) 

750 

UV 

550 

100 000 bedürf- 
tige Personen 
für 1 1 Monate 
(5,5 kg) 

UV 550 



UV 

550 


VEV 

200 


VEV 200 



VEV 

200 

(RD) 

10 000 

VEV 


9 700 

VEV 

2 250 

VEV 

2 000 
(EMB) 

125 

UV 

37 500 Kinder 
und schwan- 
gere Frauen ^) 

100 

— 


UV 

100 

(RD) 

2 000 

VEV 


11 641 
Bedarf an 
pflanz- 
lichen ölen 

UV 

300 

VEV 

200 

(EMB) 


Pakistan (140) . . 
Tschad (120) . . . . 

Honduras (350) . . 


2. Sonstige Länder insgesamt 

Zuteilung im Prinzip 10 Vo des Bedarfs bei Verkauf, 100 Vo bei unentgeltlicher Verteilung 


Indien (150) .... 

19 000 

Operation 
Flood (II) 


19 000 

VEV 3 000 
+ 6 000 über 
Welternäh- 
rungspro- 
gramm 

Lesotho (180) ... 

60 

UV 

140 000 für 

28 000 Arbei- 
ter samt 
Familie 

(1,7 kg) 

250 

20 

UV an 5 000 
Arbeiter samt 
Familie 

Tansania (170) . . 

500 

VMI 

— 

850 

— 


UV 


VMI 


14 730 


12 700 4 ) 
(DEB) 


60 

(RD) 


85 

(EMB) 
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noch Anhang I 

Land oder 
Organisation 
(in Klammern 
BSP/E 1975 inUS-S) 

Beantragte 
Mengen 
(in t) 

Geplante 

Verwendung 

Bei unentgelt- 
licher Ver- 
teilung Zahl der 
Begünstigten 
und Jahres- 
ration 

Bedarf (in t) 
Butter 
Butteröl 

1977 zugeteilte 
Menge und 
Verwendungs- 
zweck 

Vorschläge 

1978 

Guinea-Conakry 
(130) 

1 000 

UV 1 000 

17 000 Kinder 
und Kranke 

(10,8 kg) 

185 

VMI 200 

UV 185 

(DEB) 

Äthiopien (100) . 

1 500 

uv 

375 000 Kranke 
und unter- 
stützte Perso- 
nen in Not- 
lagern von 
Wollo Tigrai 
(4 kg) 

1 500 

750 

UV an 300 000 
Kranke und 
unterstützte 
Personen in 
Notlagern 

UV 1 500 

(DEB) 

Säo Tome und 
Principe (290) . . 

350 

UV 90 

VEV 260 

44 000 Kinder, 
Greise, Kranke 
Arbeiter 

UV 90 

VEV 460 

VEV 200 

UV an 44 000 
Kinder, Greise, 
Kranke und 
Arbeiter 

UV 90 

VEV 110 

(DEB) 

B. Länder mit einem BSP 520 US-$ 

Mit katastrophaler oder prekärer Zahlungsbilanzsituation (Zuteilung von 

insgesamt 300 

5 Vo des Bedarfs) 

Jamaika (1 290) . 

6 180 

UV 

807 197 Kinder 
in Kinder- 
gärten, 

Schulen 

68 712 bedürf- 
tige schwan- 
gere Frauen 

(7,5 kg) 

6 180 


300 

(EMB) 

II. Soforthilfe 






5 125 

Jordanien (460), . 

1 200 

UV 

250 000 Flücht- 
linge (4,5 kg) 

1 125 

1 000 

UV an 275 000 
Flüchlinge 

UV 1 125 

(EMB) 

Vietnam (160) . . 

19 000 

UV 

1 700 000 
kriegs- 
versehrte 
Mütter und 
Kinder als Teil 
der 8 422 000 
Opfer der 
Trockenheit 

(10,8 kg) 

18 360 

2 300 

UV an 

2 500 000 

Opfer der 
Trockenheit 

UV 4 000 

(DEB) 

III. Organisationen 





12 600 

IKRK 

600 

UV 



200 

200 

(RD) 

UNICEF 

2 450 

UV 



2 000 

2 000 
(RD) 
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Land oder 
Organisation 
(in Klammern 
BSP/E 1975 in US-S) 

Beantragte 
Mengen 
(in h 

Geplante 

Verwendung 

Bei unentgelt- 
licher Ver- 
teilung Zahl der 
Begünstigten 
und Jahres- 
ration 

Bedarf (in t) 
Butter 
Butteröl 

1977 zugeteilte 
Menge und 
Verwendungs- 
zweck 

Vorschläge 

1978 “ 

UNWRA 

4 400 

UV 

820 000 Flücht- 
linge (4,9 kg) 

4 000 

3 200 

3 200 
(RD) 

CRD 

2 600 

UV 

220 000 Per- 
sonen für 

12 Monate 
(Ration 

10,8 kg) 

2 376 

2 000 

2 000 
(RD) 

Welternährungs- 
programm 

5 000 

UV 



10 000 

5 000 
(RD) 

Liga der Rot- 
kreuz-Gesell- 
schaften 

200 

UV 



200 

200 




(RD) 

Reserve 






5 895 







insgesamt . . 

91 915 







‘) Menge entspricht 2 ®/o des Einfuhrbedarfs des Landes an Fettstoffen oder pflanzlichen ölen. 

-) Zu dieser Menge könnten die Mengen hinzugeredinet werden, die aus den Reserven des Butteröl-Programms 
1976 und 1977 vor derzeit 2 729 t (269 t Programm 1976 und 2 460 t Programm 1977) verfügbar sind. 

‘^) Es handelt sich nicht um ein fortgesetztes Ernährungsprogramm, sondern um gezielte Maßnahmen im Rahmen eines 
Sdiulungsprogramms, die sich wie folgt zusammensetzen: 

— Vorführung: 12 000 Kollektivspeisungen mit jeweils 30 g für 59 200 Frauen. 

— Vorbeuge: 100 Maßnahmen jährlich für 18 000 Kinder (Ration: 25 g). 

— Ernährungshilfe: 100 Maßnahmen jährlich für 19 500 Frauen (Ration: 30 g). 

h Wie erinnerlich ist die Butteröl-Hilfe für Indien Gegenstand einer getrennten Mitteilung (Operation Flood II). 

*) (EMB) : Lieferung frei Verladehafen 
(DEB): Lieferung frei Entladehafen 
(RD): Lieferung frei Bestimmungsort. 
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Anhang II 


Für das WEP vorgeschlagene Richtsatzverteilung 
nach Ländern 


Land 

BSP/E >) 

t 

Bolivien 

(320) 

_ 

Kolumbien 

(550) 

— 

Kuba . 

(800) 

2 800 

Äquator 

(550) 

— 

El Salvador 

(450) 

— 

Jamaika 

(1 290) 

— 

Guyana 

(560) 

— 

Honduras 

(350) 

— 

Peru 

(810) 

— 

Ägypten 

(310) 

— 

Jordanien 

(460) 

300 

Libanon 

( ~) 

— 

Marokko 

(470) 

— 

Jemen (Demokratische 
Volksrepublik) 

(240) 

— 

Sudan 

(290) 

— 

Jemen (Arabische 
Republik) 

(210) 

— 

Benin 

(140) 

— 

Burundi 

(100) 

— 

Kap Verde 

(120)') 

— 

Kongo 

(500) 

— 

Gambia 

(190) 

— 

Ghana 

(460) 

— 

ZAR ! 

(230) 

— 

Guinea-Conakry .... 

(130) 

~ 

Guinea-Bissau ; 

(150) •) 

— 

Elfenbeinküste 

(500) 

— 

Liberia 

(410) 

— 

Mali 

( 90) 

100 

Mauretanien 

(310) 

— 

Niger 

(130) 

— 

Ruanda 

( 90 ) 

— 

Sao Tome 

(290) •) 

— 

Senegal 

(370) 

— 

Sierra Leone 

(200) 

— 

Togo 

(270) 

— 


Land 

BSP/E 1) 

t 

Obervolta 

( 

— 

Angola 

( -) 

— 

Botsuana 

(330) 

— 

Äthiopien 

(100) 

— 

Lesotho 

(180) 

— 

Madagaskar 

(200) 

— 

Malawi 

(150) 

— 

Mauritius 

(580) 

— 

Somalia 

(100) 

1 000 

Swasiland 

(470) 


Tansania 

(170) 

— 

Sambia 

(540) 

— 

Mosambik 

(150/220) *) 

— 

Afghanistan 

(130) 

— 

Bangladesch 

(110) 

— 

Indien 

(150) 

— 

Indonesien 

(180) 

— 

Korea 

(550) 

— 

Malediven 

(100) 

— 

Nepal 

(110) 

— 

Pakistan 

(140) 

— 

Philippinen 

(370) 

— 

Vietnam 

(160) 

800 

Sri Lanka 

(150) 

— 

Samoa 

(320) 

— 


5 000 


•) Schätzung der Kommission 
1) Zahlen 1975 in US-$ — Quelle: Weltbank 
“) Diese Liste umfaßt nicht folgende Länder, die das 
Welternährungsprogramm als tatsächlich oder mög- 
licherweise Begünstigte anzusehen wünscht und die 
die Kommission nicht eingetragen hat, da ihr BSP/E 
zu weit über 520 US-$ liegt: (in $) 

Barbados (1 260), Brasilien (1 010), Costa Rica (910), 
Mexiko (1 190), Uruguay (1 330), Algerien (780), Irak 
(1 280), Gabun (2 240), Türkei (860), Fidschi (920), 
Singapur (2 510), Guatemala (650), Nicaragua (720), 
Paraguay (570), Syrien (660), Tunesien (760) und 
Zypern (1 180). Weiterhin fehlt Haiti wegen der 
Schwierigkeiten, auf die die Gemeinschaft bei der 
Regierung von Flaiti gestoßen ist, und da die Hilfe 
des Welternährungsprogramms im Gegensatz zu der 
anderer spezialisierter Organisationen keine vom 
Welternährungsprogramm autonom beschlossene und 
verwaltete Hilfe ist, sondern einen Beitrag zu einem 
von der Regierung unternommenen Vorhaben dar- 
stellt. 
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Anhang III 


Für die UNICEF vorgeschlagene Riditsatzverteilung 
nach Ländern und Reserve 

Butteröl 


Land 

BSP/E >) 

t 

Angola 

( -) 

200 

Birma 

(110) 

260 

Vietnam 

(160) 

1 000 

Jemen (Arabische 
Republik) 

(210) 

180 

Reserve für Sofort- 
hilfe und unvorherge- 
sehene Aktionen 


360 

insgesamt . . . 


2 000 


Anhang IV 

Für das internationale Komitee vom Roten Kreuz 
vorgesdilagene Riditsatzverteilung nach Ländern 
und Reserve 


Anhang V 


Für die Liga der Rotkreuz-Gesellschaften vorgeschla- 
gene Riditsatzverteilung nach Ländern oder 
Gebieten und Reserve 

Butteröl 


Land 

BSP/E ») 

t 

Kap Verde 

(120) •) 

10 

Ruanda 

( 90) 

20 

Sahel 2) 

— 

60 

Angola 

(-) ] 


Mosambik 

(150/220) 

^ 60 

Somalia 

(100) J 

1 

Äthiopien 

(100) 

— 

Reserve für Sofort- 



hilfe und unvorherge- 



sehene Aktionen 


50 

insgesamt . . . 

200 


*) Schätzung der Kommission 

1) Zahlen 1975 in US-$ — Quelle: Weltbank, 1975 

2) Gambia, Obervolta, Mali, Mauretanien, Niger, Senegal 
und Tschad 


Land 

t 

Cisjordanien, Gaza, Sinai 

180 

Libanon . 


Reserve für Soforthilfe und unvor- 


hergesehene Aktionen 

20 

insgesamt . . . 

200 
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Anhang VI 


Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom . . . über die Grundregeln für 
die Lieferung von Milchfetten an bestimmte Entwicklungsländer und 
spezialisierte Organisationen im Rahmen des Nahrungsmittelhilfeprogramms 1978 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnis- 
se ^), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 559/76 ^), insbesondere auf Artikel 6 Abs. 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Verschiedene Entwicklungsländer und internationale 
Organisationen haben ihren Bedarf an Milchfetten 
angemeldet. Diese Nahrungsmittel können in Form 
von Butter oder Butteröl geliefert werden, die in der 
Gemeinschaft hergestellt wurden und bestimmten 
Qualitätskriterien entsprechen. 

Die in der Gemeinschaft vorhandenen Bestände er- 
möglichen eine Nahrungsmittelhilfe durch Lieferung 
einer Menge an Butter oder Butteröl die 32 300 t 
Butteröl entspricht. Außerdem richtet sich die 
Verteilung der verfügbaren Mengen auf öffentliche 
und private Lagerbestände nach der jeweiligen 
Marktentwicklung und dem jeweiligen Saisonbedarf. 

Angesichts der Lage des Gemeinschaftsmarktes für 
Butter und sonstige Buterfette sowie der Notwen- 
digkeit, gewisse Lieferungen sofort vorzunehmen 
und die regelmäßige Durchführung der Lieferung zu 
den günstigsten wirtschaftlichen Bedingungen zu ge- 
währleisten, sollten die für die Lieferung bereitge- 
stellten Mengen entweder aus den Lagerbeständen 
der Interventionsstellen an Butter oder sonstigen 
Butterfetten oder durch Ankauf von Butter und But- 
teröl auf dem Gemeinschaftsmarkt beschafft werden. 
Damit die Hilfsmaßnahme ihren Zweck voll erfüllt, 
empfiehlt es sich, die Finanzierung bestimmter Ko- 
sten für die Beförderung und Verteilung der Ware 
zu übernehmen. 

Da die Lieferung zum günstigsten Preis erfolgen 
soll, ist es angebracht, ein Ausschreibungsverfahren 
vorzusehen. In Ausnahmefällen kann es jedoch 
zweckmäßig sein, im Hinblick auf eine raschere Ab- 
wicklung auf ein Verfahren der freihändigen Ver- 
gabe zurückzugreifen. 

Es empfiehlt sich, die Durchführungsbestimmungen 
für die bei Ankauf von Butter und Butteröl auf dem 
Markt vorgesehenen Maßnahmen wie die Durchfüh- 
rungsbestimmungen bei Bereitstellung aus öffentli- 


h ABI. Nr. L 148 vom 28. Juni 1968, S. 13 
2) ABI, Nr. L 67 vom 15. März 1976, S. 9 


eben Lagerbeständen nach Artikel 30 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68 festzulegen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Nahrungsmittelhilfeprogramms 
für 1978 wird bestimmten Entwicklungsländern und 
spezialisierten Organisationen Butter oder Butteröl 
in einer Menge zur Verfügung gestellt, die 32 300 t 
Butteröl entspricht. 

Artikel 2 

(1) Die in Artikel 1 genannte Butter wird gemäß 
Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
angekauft. Das in Artikel 1 genannte Butteröl wird 
aus dieser Butter hergestellt. 

(2) Kann die in Artikel 1 vorgesehene Lieferung 
auf Grund der Marktlage nicht gemäß Absatz 1 
durchgeführt werden, so wird sie durch Ankauf 
von Butter bzw. Butterfetten auf dem Gemeinschafts- 
markt sichergestellt. Dieser Ankauf wird so durchge- 
führt, daß die normale Preisentwicklung auf dem 
Markt nicht gestört wird. 

Artikel 3 

Zu dem in Artikel 1 genannten Zweck 

a) wird der Wert der Butter oder des Butteröls frei 
Verladehafen oder auf einer entsprechenden Stu- 
fe von der Gemeinschaft finanziert; 

b) können nach einem vom Rat gemäß Artikel 8 ge- 
faßten Beschluß folgende Maßnahmen ganz oder 
teilweise von der Gemeinschaft finanziert wer- 
den: 

— die Heranführung bis zur Grenze des Empfän- 
gerlands und gegebenenfalls bis zu den Be- 
stimmungsorten, 

— die Verteilung, wenn diese über eine speziali- 
sierte Organisation vorgenommen wird. 

Artikel 4 

Die in Artikel 3 Buchstabe b genannten Beträge 
werden insgesamt oder teilweise in Form eines 
pauschalen Beitrags von der Kommission an das 
Empfängerland oder die jeweilige internationale 
Organisation gezahlt, wenn dies in den mit ihnen 
vereinbarten Durchführungsbestimmungen vorgese- 
hen ist. 
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Artikel 5 

Unbeschadet des Artikels 4 und abgesehen von 
Ausnahmefällen, in denen eine freihändige Vergabe 
zulässig ist, wird für die Lieferung des jeweiligen 
Erzeugnisses einschließlich Verpackung, Etikettie- 
rung und Beförderung bis zum Verladehafen oder 
einer entsprechenden Stufe und gegebenenfalls für 
die Beförderung nach dieser Stufe ein Ausschrei- 
bungsverfahren angewandt. 

Artikel 6 

Die den ausgewählten Unternehmen zustehenden 
Beträge werden nur dann ausgezahlt, wenn 

a) das Unternehmen den in der Bekanntmachung 
der Ausschreibung oder der freihändigen Verga- 
be vorgesehenen Verpflichtungen nachgekommen 
ist und 

b) durch Kontrolle festgestellt wurde, daß der Qua- 
lität und die Verpackung des gelieferten Erzeug- 
nisses den diesbezüglichen Gemeinschaftsbestim- 
mungen entsprechen. 


Die Zahlung eines Vorschusses auf die Beträge kann 
vorgesehen werden. 

Artikel 7 

Der Beschluß über die Anwendung des Artikels 2 
Abs. 2 sowie — in diesem Fall — die Durchführungs- 
bestimmungen zu Artikel 2 Abs. 2 und zu Artikel 5 
werden nach dem Verfahren des Artikels 30 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 erlassen. 

Artikel 8 

Die Empfängerländer und -Organisationen sowie 
die ihnen zugeteilten Mengen werden vom Rat auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehr- 
heit festgelegt. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 


Diese Verordnung ist in allen Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 


Geschehen zu . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Anhang VII 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr des Rates vom über die Lieferung 

von Milchfetten an bestimmte Entwicklungsländer und spezialisierte Organisationen im Rahmen 
des Nahrungsmittelhilfeprogramms 1978 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr des 

Rates vom über die Grundregeln für 

die Lieferung von Milchfetten an bestimmte Entwick- 
lungsländer und internationale Organisationen im 
Rahmen des Nahrungsmittelhilfsprogramms 1978 ^), 
insbesondere auf die Artikel 3 und 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß die Verordnung (EWG) 
Nr die Lieferung einer 32 300 t Butteröl ent- 

sprechenden Menge Butter oder Butteröl vorsieht 


und es sich empfiehlt, diese Menge auf die einzelnen 
Länder und Organisationen, deren Anträgen stattge- 
geben wird, zu verteilen und die Finanzierungsweise 
festzulegen, gleichwohl aber für unvorhergesehene 
Fälle eine Reserve, die 5 897 t Butteröl entspricht, 
zurückzuhalten, welche später aufgeteilt wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Zuteilung der in der Verordnung (EWG) 

Nr vorgesehenen Menge an Milchfetten, 

die im Rahmen des Nahrungsmittelhilfeprogramms 
1978 einer Menge von 32 300 t Butteröl entspricht. 
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und die Finanzierungsweise werden im Anhang fest- 
gelegt. 


A r t i k: p I 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in 
jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


b siehe Seite . . . dieses Amtsblatts 


Anhang 

ButterÖl-Nahrungsmittelhilfeprogramm 1 978 


Empfängerland 
oder Organisation 

Zugeteilte 
Menge 
Butteröl 
(in t) 

Finanzierungs- 

modalität 

Länder 



Bangladesch . . . 

3 000 

Entladehafen 

Ägypten 

300 

Verladehafen 

Äthiopien 

1 500 

Entladehafen 

Guinea-Conakry , 

185* 

Entladehafen 

Obervolta 

750 

frei Bestimm. ort 

Honduras 

200 

Verladehafen 

Jamaica 

300 

Verladehafen 

Jordanien 

1 125 

Verladehafen 

Lesotho 

60 

frei Bestimm.ort 

Pakistan 

2 000 

Verladehafen 

Säo Tome und 



Principe 

200 

Entladehafen 

Tansania 

85 

Verladehafen 

Tschad 

100 

frei Bestimm.ort 

Vietnam 

4 000 

Entladehafen 





Organisation 



IKRK 

200 

frei Bestimm.ort 

CRS 

2 000 

frei Bestimm.ort 

Liga der RKG . , 

200 

frei Bestimm.ort 

WEP 

5 000 

frei Bestimm.ort 

UNICEF 

2 000 

frei Bestimm.ort 

UNRWA 

3 200 

frei Bestimm.ort 

Reserve 

5 895 


insgesamt . . . 

32 300 



b Bei Soforthilfemaßnahmen kann sich die Finanzierung 
auf die Heranführungskosten zwischen Verladehafen 
bis zum Bestimmungsort und auf die Verteilungsko- 
sten erstrecken, wenn die Heranführung über eine 
spezialisierte Organisation erfolgt. Die Finanzierung 
kann vollständig oder teilweise durch einen Pauschal- 
beitrag erfolgen. 
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Anhang VIII 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Lieferung von Butteröl als Nahrungs- 
mittelsoforthilfe zugunsten der Arabischen Republik Ägypten im Rahmen der Verordnung (EWG) 
Nr. 695/76 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr, 694/76 
des Rates vom 23. März 1976 über die Grundregeln 
für die Lieferung von Milchfetten an bestimmte Ent- 
wicklungsländer und internationale Organisationen 
im Rahmen des Nahrungsmittelhilfeprogramms 
1976 ^), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG) Nr. 695/76 des Rates vom 
25. März 1976 über die Lieferung von Milchfetten an 
bestimmte Entwicklungsländer und internationale 
Organisationen im Rahmen des Nahrungsmittel- 
hilfeprogramms 1976 ‘^) ist die Bildung einer Re- 
serve von 3 640 Tonnen Butteröl vorgesehen. Diese 
Reserve wurde wegen des Verzichts der Republik 
Kenia umTOO Tonnen erhöht. 

0 ABI, L 83 vom 30. März 1976, S. 4 
2) ABI. L 83 vom 30. März 1976, S. 6 


Die Arabische Republik Ägypten hat einen Antrag 
auf Nahrungsmittelhilfe in Form von Milchfetten ge- 
stellt. Ihr Bedarf rechtfertigt eine Hilfe der Gemein- 
schaft — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Von den durch die Verordnung (EWG) Nr. 695/76 
als Reserve vorgesehenen 3 640 t Butteröl, die we- 
gen des Verzichts der Republik Kenia um 100 t er- 
höht wurden, werden 269 t der Arabischen Republik 
Ägypten zugeteilt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu . , . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Lieferung von Butteröl als Nahrungs- 
mittelsoforthilfe zugunsten der Arabischen Republik Ägypten im Rahmen der Verordnung (EWG) 
Nr. 1769/77 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1768/77 
des Rates vom 25. Juli 1977 zur Festlegung der 
Grundregeln für die Lieferung von Milchfetten an 
bestimmte Entwicklungsländer und internationale 
Organisationen im Rahmen des Nahrungsmittel- 
hilfeprogramms 1977 ^), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG) Nr. 1769/77 des Rates 
vom 25. Juli 1977 über die Lieferung von Milchfet- 
ten an bestimmte Entwicklungsländer und internatio- 
nale Organisationen im Rahmen des Nahrungsmittel- 
hilf eprogramms 1977 2) ist die Bildung einer Reserve 
von 2 460 t Butteröl vorgesehen. 

1) ABI. L 192 vom 30. Juli 1977, S. 5 

2) ABI, L 192 vom 30. Juli 1977, S. 7 


Die Arabische Republik Ägypten hat einen Antrag 
auf Nahrungsmittelhilfe in Form von Milchfetten ge- 
stellt. Ihr Bedarf rechtfertigt eine Hilfe der Gemein- 
schaft — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die durch die Verordnung (EWG) Nr. 1769/77 als 
Reserve vorgesehenen 2 460 Tonnen ButterÖl wer- 
den der Arabischen Republik Ägypten zugeteilt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied^ 
Staat. 


Geschehen zu . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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FÜNFTER TEIL 
Finanzbogen 

1 . Haushaltslinien 

Haushalt 1978 

— Artikel 920 — Posten 9201 

— Artikel 921 — Posten 921 1 und 9212 

2. Bezeichnung der Haushaltslinien 

— Nahrungsmittelhilfe in Form von Getreide, Programm 1978 
“ Nahrungsmittelhilfe in Form von Milcherzeugnissen 

Magermilchpulverprogramm 1978 
Butter/Butteröl-Programm 1978 

3. Rechtsgrundlage 

Getreide: 

Nahrungsmittelhilfeübereinkommen 1971, gültig bis 30. Juni 1978 
Milcherzeugnisse: 

Artikel 43 und 113 des EWG-Vertrages und Verordnung 804/68 des Rates vom 
27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeügnisse. 

4. Beschreibung der Aktion 

Lieferung von 720 500 t Getreide, 150 000 t Magermilchpulver und 45 000 t Butter- 
öl an Entwicklungsländer und internationale Organisationen. 

5. Benötigte Mittel / Berechnungsweise 
5.1. Getreide (Binnenmarktpreise) 

I MRE 1 

Rohstoff 

720 500 t Getreide, davon: 

— 660 500 t in Form von Getreide, Reis ausgenommen, d. h 
660 500 t X 146,14 RE/t 

— 60 000 t in Form von 30 000 t geschälten Reis, d. h 
30 000 X 338,23 RE/t 

106,68 

Bef örderung/ Vertrieb 

— Westafrika 

Guinea-Bissau/Guinea, 

Säo Tome/ 

Republik Kap Verde .... 21 800 1 X 50 RE/t 1,9 

52 


96,53 

10,15 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1166 



MRE 

— Ost- und Zentralafrika 




Komoren/Äthiopien .... 

15 000 t X 

80 REt 

1,20 

Ruanda 

2 000 t X 

95 RE/t 

0,19 

Zaire 

10 000 t X 

70 RE/t 

0,70 

— Südliches Afrika 




Lesotho 

1 500 t X 

120 RE/t 

0,18 

— Sahel 




Gambia/Senegal 

21 000 t X 

50 RE/t 

1,05 

Obervolta/Niger/Tschad , 

15 000 t X 

120 RE/t 

1,80 

— Asien 




Bangladesch/Vietnam . . , 

200 000 t X 

30 RE/t 

6,00 

Organisationen 




UNWRA 

40 000 t X 

30 RE/t 

1,20 

IKRK/LICROSS/UNICEF . . . 

31 500 t X 

80 RE/t 

2,52 

CRS (Chile) 

15 000 t X 

40 RE/t 

0,60 

WEP 

55 000 t X 

26 RE/t 

1,43 

Reserve 

71 200 t X 

45 RE/t 

3,20 




21,16 



insgesamt . . . 

127,84 MRE 



bzw. 

143,08 MERE») 


5.2. Magermilchpulver (Binnenmarktpreise) 


MRE 


Rohstoff 

150 000 t Magermilchpulver, davon: 

100 000 t mit Vitaminzusätzen: 100 000 t X 1 026,51 RE/t 
50 000 t ohne Vitaminzusätze; 50 000 t X 946,90 RE/t 

Bef örderung/ Vertrieb 

Westafrika 

Guinea-Bissau/Guinea/ 

Säo Tome 1 010 t X 140 RE/t 


102,65 

47,35 

150,00 


0,14 


Die vom Rat in seinem Entwurf des Gesamthaushaltsplans entsprechend der Ver- 
pflichtung der Gemeinschaft im Rahmen des Nahrungsmittelhilfe-Übereinkommens ein- 
gesetzte Menge. Die Kommission hatte 1 135 000 t vorgeschlagen (vgl. allgemeine Erwä- 
gungen, 1. Teil, Seite 1, Punkt 2). 
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MRE 


Ostafrika 



Komoren/Äthiopien 

4 000 t X 200 RE/t 

0,80 

Sahel 



Obervolta/Tschad 

2 475 t X 200 RE/t 

0,50 

Senegal 

1 860 t X 140 RE/t 

0,26 

Asien 



Bangladesch/Indien/ 



Sri Lanka 

41 375 t X 160 RE/t 

6,662 

Organisationen 



UNWRA 

700 t X 100 RE/t 

0,07 

IKRK/LICROSS/UNICEF . . . 

14 100 t X 170 RE/t 

2,40 

CRS (Chile) 

3 800 t X 150 RE/t 

0,57 

WEP 

20 000 t X 80 RE/t 

1,60 

NRO 

20 000 t X 100 RE/t 

2,00 

Reserve 

14 615 t X 165 RE/t 

2,41 



17,37 


insgesamt . . . 

167,37 MRE 


bzw. 

187,32 MEREi) 

5.3. Butteröl (Binnenmarktpreise) 


MRE 


Rohstoff 


45 000 t Butteröl 

Bef Örderung/ V ertrieb 

Westafrika 

45 000 t X 3 008,58 RE/t 

135,50 

Guinea (Conakry)/Säo Tome 

Ostafrika 

385 t X 150 RE/t 

0,06 

Äthiopien 

1 500 t X 210 RE/t 

0,32 

Südliches Afrika 



Lesotho 

60 t X 220 RE/t 

0,01 

Sahel 



Obervolta/Tschad 

850 t X 210 RE/t 

0,18 

Asien 



Bangladesch/Indien/Vietnam 

19 700 t X 170 RE/t 

3,35 


Der Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans für 1978 wurde in ERE aufgestellt. 
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Organisationen 



UNWRA 

3 200 t ;< llORE/t 

0,35 

IKRK/LICROSS/UMICEF .... 

2 400 t C 180 RE/t 

0,43 

CRS (Chile) 

2 000 t X 160 RE/t 

0,32 

WEP 

5 000 t X 79 RE/t 

0,40 

Reserve 

5 895 t X 175 RE/t 

1,03 



6,45 


insgesamt . . . 

141,95 MRE 


bzw. 

158,87 MERE') 


Der Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans wurde in ERE aufgestellt. 


6. Finanzierung 

Die vorangehenden Voranschläge wurden in Binnenmarktpreisen aufgestellt, 
was mit dem Voranschlag der im Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der 
Kommission eingesetzten Mittel und mit ihrem Entwurf einer „Verbuchungs"- 
Verordnung übereinstimmt (Mittel für die Erstattungen im Rahmen des Ka- 
pitels 92). 

Der Rat ist der Kommission auf diesem Wege nicht gefolgt, da er in seinem Ent- 
wurf des Gesamthaushaltsplans die Mittel für die „Nahrungsmittelhilfe" in Welt- 
marktpreisen eingesetzt hat. Diese Frage muß noch vom Rat in den kommenden 
Haushaltserörterungen entschieden werden. 

Artikel 920 — Posten 9201 

Mittel (Binnenmarktpreise) für die vom Rat in seinem Haushaltsentwurf ein- 
getragenen Mengen; 144,58 MERE ^) 

Artikel 921 — Posten 921 1 

Im Haushaltsvorentwurf eingetragene Mittel (Binnenmarktpreise) 189,30 MERE ^) 
Artikel 921 — Posten 9212 

Im Haushaltsvorentwurf eingetragene Mittel (Binnenmarktpreise) 159,00 MERE 


-) 

^) 


Nach dem Haushaltsentwurf des Rates verteilen sich diese Mittel wie folgt: 

Kap. 92 — Posten 9201 85,36 MERE 

EAGFL Titel 6 53,19 MERE 

Kap. 79 — Doppelkurs 6,03 MERE 

Der Rat hat in seinem Haushaltsentwurf diesen Posten mit einem p, m. versehen. 
In der Anmerkung heißt es: „nach Prüfung einer Mitteilung der Kommission über die 
Aktion der Gemeinschaft in diesem Bereich durch den Rat werden für diesen Posten 


zu einem späteren Zeitpunkt Mittel eingesetzt“. 

Im Haushaltsentwurf des Rates verteilen sich diese Mittel wie folgt: 
Kap. 92 — Posten 9212 56,36 MERE 

EAGFL Titel 6 91,30 MERE 

Kap. 79 — Doppelkurs 11,36 MERE 
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Anhang I 


Voranschlag der im Rahmen des Getreideprogramms 1978 vorgesehenen Aktionen 


Empfänger 

Menge und 
Finanzierung 
in t 

Voraussichtliche Kosten 
in Binnenmarktpreisen (MRE) 

Voraus- 
sichtliche 
Kosten für 
Ausfuhr- 
erstattungen 
(MRE) 

Voraus- 
sichtliche 
Kosten in 
Weltmarkt- 
preisen 
(MRE) 

Rohstoff 

Beförde- 

rung 

ins- 

gesamt 

Lateinamerika 

17 500 



2,57 


1,31 

Jamaika 

2 500 EMB 

0,37 

— 

0,37 

0,18 

0,19 

Peru 

7 500 EMB 

1,10 

— 

1,10 

0,54 

0,56 

Honduras 

7 500 EMB 

1,10 

— 

1,10 

0,54 

0,56 

Westafrika 

35 300 



6,45 


3,79 

Ghana 

13 500 EMB 

2,04 

— 

2,04 

1,04 

1,00 

Guinea-Bissau 

7 500 DEB 

1,20 

0,38 

1,58 

0,60 

0,98 

Guinea (Conakry) 

4 000 DEB 

0,64 

0,20 

0,84 

0,32 

0,52 

Säo Tome 

1 800 DEB 

0,23 

0,09 

0,32 

0,09 

0,23 

Kap Verde 

8 500 DEB 

1,24 

0,43 

1,67 

0,61 

1,06 

West- und Zentralafrika . 

39 000 



7,84 


5,16 

Komoren 

5 000 DEB 

0,81 

0,40 

1,21 

0,40 

0,81 

Äthiopien 

10 000 DEB 

1,46 

0,80 

2,26 

0,72 

1,54 

Mauritius 

3 500 EMB 

0,59 

— 

0,59 

0,29 

0,30 

Ruanda 

2 000 RD 

0,28 

0,19 

0,47 

0,13 

0,34 

Sudan 

8 500 EMB 

1,24 

— 

1,24 

0,61 

0,63 

Zaire 

10 000 DEB 

1,37 

0,70 

2,07 

0,53 

1,54 

Südliches Afrika 

12 500 



2,08 


1,13 

Lesotho 

1 500 RD 

0,22 

0,18 

0,40 

0,11 

' 0,29 

Tansania 

5 000 EMB 

0,80 


0,80 

0,40 

0,40 

Sambia 

6 000 EMB 

0,88 

— 

0,88 

0,44 

0,44 

Sahel 

36 000 



8,08 


5,60 

Gambia 

3 000 DEB 

0,51 

0,15 

0,66 

0,26 

0,40 

Obervolta 

8 500 RD 

1,33 

1,02 

2,35 

0,66 

1,69 

Niger 

3 000 RD 

0,38 

0,36 

0,74 

0,16 

0,58 

Senegal 

18 000 DEB 

2,57 

0,90 

3,47 

1,22 

2,25 

Tschad 

3 500 RD ; 

0,44 

0,42 

0,86 

0,18 

0,68 

Naher Osten 

113 500 



16,65 


8,43 

Ägypten 

62 000 EMB 

9,05 

— 

9,05 

4,46 

4,59 

Jordanien 

25 000 EMB 

3,73 

— 

3,73 

1,85 

1,88 

Jemen (Ärabische 







Republik 

7 000 EMB 

1,02 

— 

1,02 

0,50 

0,52 

Jemen (Demokratische 







Volksrepublik 

4 500 EMB 

0,66 

— 

0,66 

0,33 

0,33 

Libanon 

15 000 EMB 

2,19 

— 

2,19 

1,08 

141 
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Anhang I 


Empfänger 

Menge und 
Finanzierung 
in t 

Voraussichtliche Kosten 
in Binnenmarktpreisen (MRE) 

Voraus- 
sichtliche 
Kosten für 
Ausfuhr- 
erstattungen 
(MRE) 

Voraus- 
sichtliche 
Kosten in 
Weltmarkt- 
preisen 
(MRE) 

Rohstoff 

Beförde- 

rung 

ins- 

gesamt 

Asien 

254 000 



43,12 


24,82 

Bangladesch 

120 000 DEB 

17,54 

3,60 

21,14 

8,64 

12,50 

Pakistan 

30 000 EMB 

4,38 

— 

4,38 

2,16 

2,22 

Sri Lanka 

24 000 EMB 

3,51 

— 

3,51 

1,73 

1,78 

Vietnam 

80 000 DEB 

11,69 

2,40 

14,09 

5,77 

8,32 

Organisationen 

141 500 t 



26,43 


16,22 

IKRK 

15 000 tRD 

2,19 

1,20 

3,39 

1,08 

2,31 

CRS 

15 000 t DEB 

2,19 

0,60 

2,79 

1,08 

1,71 

LICROSS 

1 500 t RD 

0,22 

0,12 

0,34 

0,11 

0,23 

UNICEF 

15 000 tRD 

2,19 

1,20 

3,39 

1,08 

2,31 

UNRWA 

40 000 t RD 

5,85 

1,20 

7,05 

2,89 

4,16 

WEP 

55 000 t RD 

8,04 

1,43 ' 

9,47 

3,97 

5,50 

Reserve 


11,43 

3,19 

14,62 

5,78 

8,84 

insgesamt MRE 

720 500 t 

106,68 

21,16 

127,84 

52,54 

75,30 

insgesamt MRE 

! 

119,40 

23,68 

143,08 

58,78 1 

84,30 
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Anhang II 


Voranschlag der im Rahmen des Magermilchpulverprogramms 1978 
vorgesehenen Aktionen 


Empfänger 

Menge und 
Finanzierung 
in t 

Voraussichtliche Kosten 
in Binnenmarktpreisen (MRE) 

Voraus- 
sichtliche 
Kosten für 
Ausfuhr- 
erstattungen 
(MRE) 

Voraus- 
sichtliche 
Kosten in 
Weltmarkt- 
preisen 
(MRE) 

Rohstoff 

Beförde- 

rung 

ins- 

gesamt 

Lateinamerika 

1 200 



1,35 


0,54 

El Salvador 

700 EMB* 

0,72 

— 

■ 0,72 

0,47 

0,25 

Guyana 

500 EMB 

0,63 

— 

0,63 

0,34 

0,29 

Westafrika 

4 510 



4,44 


1,40 

Ghana 

3 500 EMB 

3,31 

— 

3,31 

2,36 

0,95 

Guinea-Bissau 

610 DEB*^) 

0,60 

0,08 

0,68 

0,41 

0,27 

Guinea (Conakry) 

250 DEB 

0,24 

0,04 

0,28 

0,17 

0,11 

Sao Tome 

150 DEB* 

0,15 

0,02 

0,17 

0,10 

0,07 

Ost- und Zentralafrika 

7 935 



8,75 


3,39 

Komoren 

1 000 DEB* 

1,03 

0,20 

1,23 

0,68 

0,55 

Äthiopien 

3 000 DEB* 

3,08 

0,60 

3,68 

2,02 

1,66 

Mauritius 

1 275 EMB 

1,21 

— 

1,21 

0,86 

0,35 

Seychellen 

335 EMB 

0,32 

— 

0,32 

0,23 

0,09 

Sudan 

2 325 EMB* 2) 

2,31 

— 

2,31 

1,57 

0,74 

Südliches Afrika 

3 500 



3,39 


1,02 

Tansania 

2 000 EMB 

1,89 

— 

1,89 

1,32 

0,57 

Sambia 

1 500 EMB* 3) 

1,50 

— 

1,50 

1,05 

0,45 

Sahel 

4 335 



5,21 


2,29 

Obervolta 

2 000 RD* 

2,05 

0,40 

2,45 

1,35 

1,10 

Senegal 

1 860 DEB* 

1,91 

0,26 

2,17 

1,25 

0,92 

Tschad 

475 RD* 

0,49 

0,10 

0,59 

0,32 

0,27 

Naher Osten 

9 500 



9,11 


2,69 

Ägypten 

5 000 EMB 

4,73 

— 

4,73 

3,38 

1,35 

Jordanien 

1 500 EMB* 

1,54 

— 

1,54 

1,01 

0,53 

Dem. Volksr. Jemen . . . 

3 000 EMB 

2,84 

— 

2,84 

2,03 

0,81 

Asien 

44 205 



49,36 


19,51 

Afghanistan 

330 EMB* 

0,34 

— 

0,34 

0,22 

0,12 

Bangladesch 

9 000 DEB* 

9,18 

1,44 

10,62 

6,08 

4,54 

[ndien 

31 000 DEB 

29,40 

4,96 

34,36 

20,93 

13,43 

Indonesien 

2 000 EMB* 4) 

1,98 

— 

1,98 

1,35 

0,63 

Pakistan 

500 EMB* 

0,51 

— 

0,51 

0,34 

0,17 

Sri Lanka 

1 375 DEB*") 

1,33 

0,22 

1,55 

0,93 

0,62 

Vietnam 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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Anhang II 


Empfänger 

Menge und 
Finanzierung 
in t 

Voraussichtliche Kosten 
in Binnenmarktpreisen (MRE) 

Voraus- 
sichtliche 
Kosten für 
Ausfuhr- 
erstattungen 
(MRE)‘ 

Voraus- 
sichtliche 
Kosten in 
Weltmarkt- 
preisen 
(MRE) 

Rohstoff 

Beförde- 

rung 

ins- 

gesamt 

Karibik 

1 600 



1,51 


0,43 

Antigua 

600 EMB 

0,57 

— 

0,57 

0,41 

0,16 

Jamaika 

1 000 EMB 

0,94 

— 

0,94 

0,67 

0,27 

Organisationen 

58 600 



66,82 


27,26 

IKRK 

2 500 RD* 

2,57 

0,43 

3,00 

1,69 

1,31 

CRS 

3 800 RD* 

3,90 

0,57 

4,47 

2,57 

1,90 

LICROSS 

1 000 RD* 

1,03 

0,17 

1,20 

0,68 

0,52 

UNICEF 

10 600 RD* 

10,88 

1,80 

12,68 

7,15 

5,53 

UNRWA 

700 RD* 

0,72 

0,07 

0,79 

0,47 

0,32 

WER 

20 000 RD* 

20,54 

1,60 

22,14 

13,50 

8,64 

NRO-Reserve 

20 000 * 

20,54 

2,00 

22,54 

13,50 

9,04 

Reserve 

14 615 

15,02 

2,41 

17,43 

9,87 

7,56 

insgesamt MRE 

150 000 t 

150,00 

17,37 

167,37 

101,28 

66,09 

insgesamt MRE 


167,88 

19,44 

187,32 

113,35 

73,97 


*) Milch mit Vitaminzusätzen 
h 250 t mit Vitaminzusätzen 
“) 1 425 t mit Vitaminzusätzen 
500 t mit Vitaminzusätzen 
"*) 1 000 t mit Vitaminzusätzen 
625 t mit Vitaminzusätzen 
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Anhang III 


Voranschlag der im Rahmen des Butterölprogramms 1978 vorgesehenen Aktionen 


Empfänger 

Menge und 
Finanzierung 

Voraui 
in Binnen 

Rohstoff 

ssichtliche 

marktpreis 

Beförde- 

rung 

kosten 
en (MRE) 

ins- 

gesamt 

Voraus- 
sichtliche 
Kosten für 
Ausfuhr- 
erstattungen 
(MRE) 

Voraus- 
sichtliche 
Kosten in 
Weltmarkt- 
preisen 
(MRE) 

Lateinamerika 

500 t 




U50 


0,49 

Honduras 

200 t 

EMB 

0,60 

— 

0,60 

0,40 

0,20 

Jamaika 

300 t 

EMB 

0,90 


0,90 

0,61 

0,29 

Westafrika 

385 t 




U22 

, 

0,44 

Guinea (Conakry) 

185 t 

DEB 

0,56 

0,02 

0,58 

0,38 

0,20 

Säo Tome 

200 t 

DEB 

0,60 

0,04 

0,64 

0,40 

0,24 

Ost- und Zentralafrika . . 

1 500 t 




4,83 


1,78 

Äthiopien 

1 500 t 

DEB 

4,51 

0,32 

4,83 

3,05 

1,78 

Südliches Afrika 

145 t 




0,45 


0,16 

Lesotho 

60 t 

RD 

0,19 

0,01 

0,19 

0,12 

0,07 

Tansania 

85 t 

EMB 

0,26 

— 

0,26 

0,17 

0,09 

Sahel 

850 t 




2,73 


1,01 

Obervolta 

750 t 

RD 

2,26 

0,15 

2,41 

1,52 

0,89 

Tschad 

100 t 

RD 

0,30 

0,02 

0,32 

0,20 

0,12 

Naher Osten 

1 425 t 




4,28. 


1,39 

Ägypten 

300 t 

EMB 

0,90 

— 

0,90 

0,61 

0,29 

Jordanien 

1 125 t 

EMB 

3,38 

— 

3,38 

2,28 

1,10 

Asien 

21 700 t 




68,65 


24,60 

Bangladesch 

3 000 t 

DEB 

9,03 

0,51 

9,54 

6,09 

3,45 

Pakistan 

2 000 t 

EMB 

6,02 


6,02 

4,06 

1,96 

Vietnam 

4 000 t 

DEB 

12,04 

0,68 

12,72 

8,12 

4,60 

Indien 

12 700 t 

DEB 

38,21 

2,16 

40,37 

25,78 

14,59 

Organisationen 

12 600 t 




39,41 


13,82 

IKRK 

200 t 

RD 

0,60 

0,03 

0,63 

0,41 

0,22 

CRS 

2 000 t 

RD 

6,02 

0,32 

6,34 

4,06 

2,28 

LICROSS 

200 t 

RD 

0,60 

0,04 

0,64 

0,41 

0,23 

WEP 

5 000 t 

RD 

15,04 

0,40 

15,44 

10,15 

5,29 

UNICEF 

2 000 t 

RD 

6,02 

0,36 

6,38 

4,06 

2,32 

UNWRA 

3 200 t 

RD 

9,63 

0,35 

9,98 

6,50 

3,48 

Reserve 

5 895 t 


17,84 

1,04 

18,88 

11,92 

6,96 

insgesamt MRE . . . 

45 000 t 

135,50 

6,45 

141,95 

91,30 

50,65 

insgesamt MERE . . . 


151,65 

7,22 

158,87 

102,66 

56,21 
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SECHSTER TEIL 
Zahlungsbilanz 

Anhang 


Zahlungsbilanz von 50 Entwicklungsländern 






Verschuldung 1975 
in Millionen US-$ 

Land 

1974 

1975 

1976 

ins- 

gesamt 

Sdiulden- 
dienst im 
Vergleich 
zur Waren- 
und Dienst- 
Icistungs- 
ausfuhr 
in Vo 


Bangladesch (Millionen US $) 




1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

426,1 

397,2 

485,9 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

— 475 

- 570,7 

- 260,4 

3. Saldo der Gesamtbilanz 

- 106,9 

13,4 

+ 66,2 

4. 2/1 in Vo 

- 111 

- 144 

- 53,6 

5. 3/1 in »/o 

- 25 

3 

+ 13ß 

Burundi (Millionen Burundi-F) 




1. Ausfuhr von Waren 

2 324 

2 148 

4 937 

2. Saldo der Handelsbilanz 

- 1 072 

” 2 699 

90 

3. 




4, 2/1 in "/o 

- 46 

- 125 

- Iß 

5. 




Afghanistan (Millionen US $) 



neun Monate 

1. Ausfuhr von Waren 

209,8 

211,2 

165 

2. Saldo der Handelsbilanz 

- 66,2 

- 20,5 

" 104 

3. 




4. 2/1' in Vo 

- 32 

- 10 

- 63 

5. 




E. C. A. (Mrd. CFA-F) 




1. Ausfuhr von Waren 

10 112 


(12 504) 

2, Saldo der Handelsbilanz 

” 1 502 


(4 348) 

3. 




4. 2/1 in ®/o 

- 15 


+ 34,8 

5. 





2 582 


72 


18 


35 


1 538 


23 


Zahlen von 1974 
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Land 

1974 

1975 

1976 

Verschuh 
in Millio] 

ins- 

gesamt 

lunq 1975 
rien'US-$ 

Sdiulden- 
dienst im 
Vergleich 
zur Waren- 
und Dienst- 
leistungs- 
ausfuhr 
in •’/o 




Handels- 






bilanz 



Ägypten (Millionen US $) 



(Millionen 






Pfund) 



1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

2 379 

2 645 

550 

3 119 

♦ 32 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

“ 327 

- 1 399 

- 939,8 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

- 150 

- 1 305 

— 



4. 2/1 in «/c 

- 14 

52 

- 170 



El Salvador (Millionen US $) 






1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

418,6 

577,1 

835,4 

396 

9 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

- 134,2 

- 104,2 

+ 21,9 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

12,4 

31,2 

+ 84,0 



4. 2/1 in »/ü 

32 

- 18 

+ 2,6 



5. 3/1 in »/o 

3 

5 

+ 10 



Äthiopien (Millionen US S) 






1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

392 

350,9 

384,2 

565 

• 6 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

55,4 

” 44,8 

19,0 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

88,5 

5,2 

+ 14,2 



4. 2/1 in «/o 

14 

~ 13 

44,9 



5. 3/1 in «/o 

22 

h5 

+ 3,7 



Ghana (Millionen US S) 






1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

752,7 

863,2 

854,1 

684 

* 2 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

- 189,9 

- 41,2 

88,7 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

- 78,8 

0,4 

- 55,3 



4. 2/1 in «/o 

- 25 

” 5 

10,4 



5. 3/1 in Vo 

10 

- 0,04 

~ 6,5 



Guinea (Conakry) (Millionen SZR) 






1. Ausfuhr von Waren 

156 

225 




3. Saldo der Handelbilanz 

2 

55 




3. 






4. 2/1 in »/o 

1 

24 




5. 
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Verschuldung 1975 
in Millionen US-$ 

Land 

1974 

1975 

1976 

ins- 

gesamt 

Schulden- 
dienst im 
Vergleich 
zur Waren- 
und Dienst- 
leistungs- 
ausfuhr 
in Vo 

Obervolta (Mrd. CFA-F) 






1. Ausfuhr von Waren 

8,70 

9,37 


186 

— 

2. Saldo der Handelsbilanz 

- 25,96 

- 23,02 




3. 




4. 2/1 in Vo 

- 298 

- 246 




5. 




Honduras (Millionen US $) 






1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

332,4 

334 

437,2 

273 

* 4 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

- 106,5 

- 134,5 

53,4 

- 112,2 

39,0 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

17,1 



4. 2/1 in “/o 

32 

_ 4Q 

25,7 

+ 8,9 



5, 3/1 in Vo 

- 5 

16 



Mauritius (Millionen US $) 




1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

377,2 

382,8 



125 

1 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

54,2 

17,6 

- 43,0 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

63,7 

51,1 

30, U) 



4. 2/1 in Vo 

14 

5 




5, 3/1 in Vo 

17 

13 




Indien (Millionen Rupien) 




1. Ausfuhr von Waren 

31 786 

36 003 

44 632 

14 207 

* 16 

2. Saldo der Handelsbilanz 

- 9 086 

-15 340 

+ 299 



3. 






4. 2/1 in Vo 

- 29 

42 

+ OJ 



5. 






Indonesien (Millionen US $) 



Handels- 

bilanz 



1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

6 956 

7 045 

8 547,3 

8 695 

* 5 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

91 

- 1 110 

+ 2 874,3 



3. Saldo der Handelsbilanz 

688 

- 860 




4. 2/1 in o/o 

13 

- 16 

+ 33,6 

i 

j 


5. 3/1 in “/o 

10 

- 12 





Zahlen der Regierung 
* Zahlen von 1974 
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Land 

1974 

1975 

1976 

Verschulc 
in Milliö] 

ins- 

gesamt 

lung 1975 
len US4 

Sdiulden- 
dienst im 
Vergleich 
zur Waren- 
und Dienst- 
leistungs- 
ausfuhr 
in */o 

Jamaika (Millionen US $) 







1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

1 057,5 

1 131,2 


963,8 

813 

7 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

91,9 

- 253,2 

— 

302,0 



3. Saldo der Handelsbilanz 

69,9 

79,8 

— 

271,2 



4. 2/1 in o/d 

- 9 

- 22 

— 

31,3 



5. 3/1 in “/o 

6 

- 7 

— 

28,1 



Jordanien (Millionen US $) 







1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

356,5 

514,9 


881,2 

565 

4 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

8,9 

176 


84,2 



3. Saldo der Handelsbilanz 

21,6 

166,7 


32,5 



4. 2/1 in «/o 

2,4 

33 

+ 

9,6 



5. 3/1 in o/o 

6 

32 

+ 

3,7 



Liberia (Millionen Lib. S) 







1. Ausfuhr von Waren 

400,3 

394,4 


459,9 

211 

* 5 

2. Saldo der Handelsbilanz 

111,9 

63,17 

+ 

60,7 



3. 







4. 2/1 in o/o 

28 

16 

+ 

13,2 



5. 







Malta (Millionen US $) 







1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

371 

443,7 


464,8 

32 

• 0,8 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

13,1 

63,9 

+ 

63,5 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

42,2 

48,6 

+ 

94,8 



4. 2/1 in o/o 

3,5 

14 

+ 

13,7 



5. 3/1 in o/o 

11 

11 

+ 

20,4 



Mauretanien (Millionen US $) 







1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

211,3 

199,5 


214,1 

410 

15 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

47,3 

- ' 37,5 

— 

55,8 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

41,4 

50,8 

— 

11,1 



4. 2/1 in o/o 

22 

- 19 

- 

26,1 



5. 3/1 in o/o 

20 

- 25 


5,2 
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Land 

1974 

1975 

1976 

Verschuh 
in Millioj 

ins- 

gesamt 

lung 1975 
leii US-$ 

Schulden- 
dienst im 
Vergleich 
zur Waren- 
und Dienst- 
leistungs- 
ausfuhr 
in ®/o 

Niger (Millionen CFA-F) 








1. Ausfuhr von Waren 

12 621 

18 203 



107 

* 4 

2. Saldo der Handelsbilanz 

-10 523 

- 

532 





3. 








4. 2/1 in o/o 

- 83 

_ 

3 





5. 








Uganda (Millionen US S) 








1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

322,9 


272,7 


343,6 

248 

* 5 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

24,3 

- 

19,7 

+ 

37,6 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

- 17,9 

+ 

12,9 

+ 

8,8 



4. 2/1 in Vo 

7,5 

- 

7,2 


11 



5. 3/1 in Vo 

5,5 

+ 

4,7 


2.6 







Handels- 








hilan7 



Pakistan (Millionen US $) 




(Millionen 







Rupien) 



1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

1 268 


1 387 


11 512 

6 230 

* 15 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

- 974 

— 

1 022 


9618 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

- 146 

— 

211 

— 




4. 2/1 in »/o 

- 77 

— 

74 

- 

84 



5. 3/1 in «/ö 

- 11 

— 

15 





Peru (Millionen US $) 








1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

1 880 


1 785 


1 757 

2 972 

* 26 

2, Saldo der Leistungsbilanz 

- 725 

- 

1 569 

- 

1 191 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

399 

- 

509 

- 

295 



4. 2/1 in »/o 

- 39 


88 

- 

67,8 



5. 3/1 in Vo 

21 

— 

29 

— 

16,8 



Philippinen (Millionen US $) 








1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

3 725 


3 170 


3 388 

2 567 

8 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

- 207 

- 

923 

- 

1 109 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

625 

- 

16 

+ 

373 



4. 2/1 in o/o 

5 

- 

29 

- 

32,7 



5. 3/1 in «/o 

17 


0,5 


11 
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Land 

1974 

1975 

1976 

Verschuh 
in Millioi 

ins- 

gesamt 

iung 1975 
len US-$ 

Sdiulden- 
dionst im 
Vergleich 
zur Waren- 
und Dienst- 
leistungs- 
ausfuhr 
in Vo 

Portugal (Millionen US $) 






1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

3 656 

2 996 

2 623 

753 

* 2 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

- 824 

- 733 

- 1 226 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

- 569 

- 713 

- 964 



4. 2/1 in Vo 

- 22,5 

“ 24 

- 46,7 



5. 3/1 in Vo • 

- 15,5 

- 23,5 

- 36,7 



Ruanda (Millionen US $) 






1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

59,4 

66,9 

113,5 

57 

* 1 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

1 

5,3 

13,6 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

“ 2,9 

15,5 

25,1 



A- 2/1 in Vo 

Iß 

8 

+ 12 



5. 3/1 in Vo 

- 5 

23 

+ 22,1 



Senegal (Mrd. CFA-F) 



sechs 






Monate 



1. Ausfuhr von Waren 

93,98 

96,15 

34,22 

408 

* 6 

2. Saldo der Handelsbilanz 

- 25,40 

“ 23,32 

- 63,99 



3. 






4. 2/1 in % 

" 27 

- 24 

- 187 



5. 






Somalia (Millionen Somal. Sh.) 






1. Ausfuhr von Waren 

390 

573 i 

536 

377 

‘ 13 

2. Saldo der Handelsbilanz 

-- 424 

- 448 ' 

? 



3. 






4. 2/1 in ®/o 

- 108 

- 78 




5. 






Sudan (Millionen US S) 






1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

446 

512,8 

714,7 

1 535 

19 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

- 295,8 

- 479,3 

“ 169,1 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

- 39,4 

- 346,8 

- 19,3 



4. 2/1 in ®/o 

- 66 

-- 93 

- 23,7 



5. 3/1 in «/o 

1 

- 9 

- 68 

- 2,7 




* Zahlen von 1974 
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Sri Lanka (Millionen US $) 

1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

3. Saldo der Gesamtbilanz 


4. 2/1 in % 

5. 3/1 in o/o 


- 3 


Syrien (Millionen US $) 


1. Ausfuhr von Waren 


2. Saldo der Leistungsbilanz + 1^7 

3. Saldo der Gesamtbilanz + 109 

4. 2/1 in o/o + 

5. 3/1 in o/o + 9,, 


+ 93 


+ 17,9 


- 354 

- 55,9 


Tansania (Millionen US $) 

1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

3. Saldo der Gesamtbilanz 


4. 2/1 in o/o 

5. 3/1 in o/o 


Uruguay (Millionen US $) 

1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

3. Saldo der Gesamtbilanz 


4. 2/1 in o/o 

5. 3/1 in o/o 


(541,2)^) 
- 90,2 


Jemen (Arabische Rep.) (Millionen US $) 

1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

3. Saldo der Gesamtbilanz 


4. 2/1 in o/o 

5. 3/1 in o/o 


6,1 

+ 68,6 


+ 248,8 
+ 268,5 


96,4 
+ 296,5 
+ 371,9 
+ 307,5 


Zahlen von 1975 
Zahlen der Regierung 


Verschuldung 1975 
in Millionen US-$ 


gesamt 


Schulden- 
dienst im 
Vergleich 
zur Waren- 
und Dienst- 
leistungs- 
ausfuhr 
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Land 

1974 

1975 

1976 

Jemen (Dem, Volksrepublik) 






(Millionen Dinare) 






1. Ausfuhr von Waren 


83,6 


64,7 


2. Saldo der Handelsbilanz 

— 

56,6 

— 

43,1 


3. 






4. 2/1 in Vo 


68 

— 

67 


5. 






Sambia (Millionen US $) 






1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

1 

480 


882 

606 ‘) 

2. Saldo der Leistungsbilanz 


77 

— 

611 

- 24 

3. Saldo der Gesamtbilanz 


10 

— 

217 

- 109 

4, 2/1 in Vo 

+ 

5,2 


69 

- 4 

5. 3/1 in «/o 

+ 

0,6 

— 

24,6 

- 18 

Guyana (Millionen US S) 






1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 


295,6 


374,0 

308,8 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

— 

9,1 

— 

23,4 

- 139,6 

3. Saldo der Gesamtbilanz 

+ 

46,2 

+ 

50,0 

“ 103,4 

4. 2/1 in »/o 


3 

— 

6 

- 45 

5. 3/1 in «/o 

+ 

16 

+ 

13 

- 33 

Kongo (Millionen US $) 






1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 


308,2 


280.1 


2. Saldo der Leistungsbilanz 

- 

35,8 

- 

224,3 


3. Saldo der Gesamtbilanz 

+ 

18,8 

- 

10,4 


4. 2/1 in o/o 

- 

12 

- 

80 


5. 3/1 in «/o 

+ 

6 


4 


Sierra Leone (Millionen US $) 






1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 


172,9 


153,3 


2. Saldo der Leistungsbilanz 

— 

60,9 

— 

63,4 


3. Saldo der Gesamtbilanz 

— 

2,6 

— 

23,6 


4. 2/1 in ®/o 

- 

35 

- 

41 


5. 3/1 in »/o 


1.5 


15 



Verschuldung 1975 
in Millionen US-$ 


ins- 

gesamt 


Sdiuldcn- 
dienst im 
Vergleidi 
zur Waren- 
und Dienst- 
leistungs- 
ausfuhr 
in ®/o 


1 154 * 55 


41 * 5 


55 " 4 


34 * 9 


• Zahlen von 1974 


68 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode PruCkSBChG 8/1166 



Land 

1974 

1975 

1976 

Verschuldung 1975 
in Millionen US-J 

Sdiulden- 
dienst im 
Vergleidi 
ins- zur Waren- 
gesamt Dienst- 

leistungs- 
ausfuhr 
in ®/o 

Tschad (Millionen US $) 







1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 


114,2 


109,0 


163 6 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

— 

4,2 


52,2 



3. Saldo der Gesamtbilanz 

+ 

7,8 


22,7 



4. 2/1 in ®/o 

- 

4 

- 

48 



5. 3/1 in «/o 

+ 

7 

— 

21 



Birma (Millionen US $) 







1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 


234 


191,8 

202,2 

98 * 14 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

- 

7.1 

“ 

79,5 

- 30,2 


3. Saldo der Gesamtbilanz 

+ 

63,7 

- 

44,9 

- 13,3 


4. 2/1 in ®/o 

- 

12 

- 

41 

- 15 


5. 3/1 in “/o 

+ 

27 

— 

23 

- 6,5 


Komoren (Mrd. CFA-F) 







1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 


2,4 


2,2 

2,6 


2. Saldo der Leistungsbilanz 

- 

4,5 

- 

3,8 

- 0,5 


3. Saldo der Gesamtbilanz 

- 

1.1 

+ 

1,1 

“ 1,5 


4. 2/1 in »/o 

- 

188 

- 

173 

- 20 


5. 3/1 in »/o 

— 

46 

+ 

50 

- 58 


Seychellen (Mrd. Seych.-Rupien) 







1. Ausfuhr von Waren 


39 


35 



2. Saldo der Handelsbilanz 

- 

121 

- 

156 

- 233 


3. 







4. 2/1 in »/o 

- 

310 

- 

446 



5. 







Gambia (Millionen US S) 







1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 


53,77 


68,89 

63,13 

22 0,6 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

+ 

5,65 

+ 

11,29 

“ 12,93 


3. Saldo der Gesamtbilanz 

+ 

2,33 

+ 

13,99 

- 6,51 


4. 2/1 in «/o 

+ 

10 

+ 

16 

- 20 


5. 3/1 in ®/o 

+ 

4 

+ 

20 

- 10 



* Zahlen von 1974 
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Land 

1974 

Tunesien (Millionen Dinare) 


1. Ausfuhr von Waren 

397,70 

2. Handelsbilanz 

- 90,96 

3. 


4. 2/1 in ®/o 

- 23 

5. 


Guinea-Bissau (Millionen Escudos) 


1. Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

74,8 

2. Leistungsbilanz 

- 1 020,5 

3. 


4. 2/1 in ®/o 

-1360 

5. 


Lesotho 


1. 


2. 


3. 


4. 


5. 


Säo Tome (Millionen Escudos) 


1. Ausfuhr von Waren 

438,1 

2. Handelsbilanz 

+ 187,6 

3. 


4. 2/1 in »/o 

+ 43 

5. 


Bolivien (Millionen US $) 


1. Ausfuhr von Waren 

629,7 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

+ 116,9 

3. Saldo der Gesamtbilanz 

+ 115,5 

4. 2/1 in ®/o 

+ 19 

5. 3/1 in o/o 

+ 18 


Verschuldung 1975 
in Millionen US-$ 

Sdiuldcn- 
dienst im 
Verglcidi 
ins- zur Warcn- 

gesamt ^^d Dienst- 

leistungs- 
ausfuhr 
in ®/o 


• 7 


- 66 \ - 94 


sieben 

Monate 

156,8 

- 807,7 

- 515 


23 


180,1 

- 108,4 

— 60 I 4- 16 


532,7 641,0 139 * 12 

- 160,5 - 108,6 

- 30,4 + 63,2 

-30 - .17 

-6 +10 


309,8 
+ 50,0 


136,9 

- 583,5 

- 426 


345,58 338,26 303 

“ 227,24 - 318,46 


1975 1976 
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Land 

1974 

1975 

1976 

Verschu 
in Miiiic 

ins- 

gesamt 

idung 1975 
men üS-$ 

Schulden- 
dicnst im 
Vergleich 
zur Waren- 
und Dienst- 
leistungs- 
ausfuhr 
in •’/o 

Zaire (Millionen US S) 

1. Ausfuhr von Waren 

1 689,6 

- 471,7 

- 92,6 

- 28 

- 5 

1 008,6 

- 599,5 

- 142,9 

- 59 

- 14 


2 739 — 

2. Saldo der Leistungsbilanz 

3. Saldo der Gesamtbilanz 

4. 2/1 in “/o 

5. 3/1 in Vo 



71 





